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Antragstext

"Wenn wir jetzt versagen, werden unsere Kinder uns nicht verzeihen."[1]

Mit diesen Worten verpflichtete sich die Weltgemeinschaft 2015 in Paris, die Erhitzung des
Planeten bis zum Ende des Jahrhunderts auf "deutlich unter zwei Grad, mdglichst 1,5 Grad" zu
halten und ab der zweiten Halfte des Jahrhunderts nur noch so viel Treibhausgase
auszustoRen, wie das natiirliche Okosystem aufnehmen kann. Die Industriestaaten sind
verpflichtet, voranzuschreiten und schneller klimaneutral zu werden.

Doch das Gegenteil ist passiert. Zu Recht demonstrieren weltweit Millionen Menschen auf der
StraBe fur den Schutz der Erde. Denn der Ausstol§ von Treibhausgasen[2] ist weltweit
ungebrochen. Mehr als 36 Milliarden Tonnen CO, emittiert unsere noch immer auf fossilen
Energien wie Kohle, Ol und Gas basierende Weltwirtschaft jedes Jahr. Deutschland liegt dabei
im Vergleich der am meisten CO2-produzierenden Lander an sechster Stelle. Allein auf
Deutschland entfallen rund 800 Millionen Tonnen CO,. Wir haben auch heute noch einen
doppelt

so hohen CO,-FuBabdruck wie der weltweite Durchschnitt.

Seit Beginn der Industrialisierung ist Deutschland fur fast fUnf Prozent der
Treibhausgasemissionen verantwortlich, bei einem heutigen Anteil an der Weltbevoélkerung von
lediglich 1,1 Prozent. Diese Emissionen heizen die Atmosphare immer weiter auf und vermullen
unsere Erde. Die Klimakrise spitzt sich dramatisch zu. Die vergangenen vier Jahre waren
weltweit die warmsten seit Beginn der Wetteraufzeichnungen. Bereits jetzt ist die globale
Durchschnittstemperatur im Vergleich zum vorindustriellen Niveau um etwa ein Grad[3]
angestiegen. Die Eisschilde schmelzen immer schneller und der Anstieg des Meeresspiegels
verdoppelt sich. Werden die flr das Weltklimasystem sensiblen Kipppunkte erreicht, steuert
die Erde auf eine Erhitzung von vier und mehr Grad zu.

Der Sonderbericht des Weltklimarats 2018 hat verdeutlicht, dass bei zwei Grad globaler
Erwarmung - im Vergleich zu 1,5 Grad - Kipppunkte im Klimasystem Uberschritten werden
kédnnen, Uber 99% aller Korallenriffe absterben und hunderte Millionen Menschen unter
schweren Klimafolgen zu leiden haben werden. Zerstorte Infrastrukturen, Nahrungs- und
Wassermangel, politische und soziale Instabilitat, Ressourcenkonflikte, Flucht, Vertreibung
und Krankheiten sind die Folgen.

Am starksten von der Zerstdrung der natiirlichen Lebensgrundlagen betroffen sind die Armsten
der Armen, die sie am wenigsten verursacht haben, sich am wenigsten dagegen schitzen und
aufbegehren kdénnen. Im Globalen Suden sind viele Menschen aufgrund von Dirren oder
Meeresspiegelanstiegen bereits jetzt gezwungen, ihre Heimat zu verlassen. Dies zeigt die
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historische Verantwortung Deutschlands und der Industrienationen gegentber dem Rest der
Welt, der wir uns jetzt konsequent stellen missen. Die Klimakrise ist auch eine soziale
Krise - sie spitzt Verteilungskonflikte und Machtverhaltnisse zu und verstarkt damit
insbesondere im Globalen Suden, aber auch innerhalb von Europa bestehende
Ungerechtigkeiten.

Auch in Deutschland ist die Klimakrise angekommen. Am starksten betroffen sind Kinder,
kranke und alte Menschen sowie armere Menschen. Erhéhte Sterblichkeit und
Erkrankungshaufigkeit in extremen Hitzeperioden sind eine brisante Entwicklung. Auch unsere
Felder und Walder leiden. Mehr als 180.000 Hektar Waldflache, das entspricht 250.000
FuBballfeldern, sind bereits durch die Klimaveranderung zerstért. Doch statt vier Jahre nach
dem Pariser Abkommen endlich zu reagieren, verabschiedete die Bundesregierung nun ein
Klimapaket, welches das 1,5-Grad-Limit endgultig beerdigt und selbst fir einen 2-Grad-Pfad
viel zu wenig ist. Damit wird Deutschland seiner internationalen Klimaverantwortung nicht
gerecht. Denn gemafls dem Sachverstandigenrat fur Umweltfragen[4] ergibt sich aus dem
jungsten

Sonderbericht des UN-Weltklimarats IPCC fUr uns bei gleichmaRBiger Aufteilung auf die
Weltbevoélkerung ein verbleibendes nationales Kohlenstoffbudget von 6.600 Millionen Tonnen
CO, ab 2020[5]. Bei fortdauernden Emissionen auf heutigem Niveau ware das Budget in
weniger

als neun Jahren verbraucht, bei einer linearen Reduktion rund um 2035. Ein langerer
Zeitverlauf zur Treibhausgasneutralitat bis 2050, wie auf europaischer Ebene angestrebt,
erfordert Uberproportionale Reduktionserfolge in den nachsten Jahren.

Daran wird deutlich: Die Uhr tickt und wir missen schnell und zligig umsteuern. Je rascher
wir die Emissionen senken, desto langer reicht unser CO,-Budget, um den Ubergang in die
klimaneutrale Gesellschaft gemeinsam gestalten zu kénnen. Jedes weitere Jahr hingegen, in
dem nichts getan wird, verscharft die Krise, da sich CO,, in der Luft ansammelt und der
Erhitzung der Atmosphare weiter Vorschub leistet. Wir brauchen eine Radikalitat, die sich in
entschlossenem Handeln ausdrickt. Entsprechend der verscharften Dringlichkeit streben wir
die Umsetzung rasch und effektiv wirkender KlimaschutzmafBnahmen und das Erreichen der
Klimaneutralitat Deutschlands so frih wie mdoglich an, um im Hier und Jetzt das mdglich zu
machen, was notwendig ist, um langfristige Ziele zu erreichen.

Jetzt wird Uber den EU-Haushalt fur die kommenden Jahre entschieden. Jetzt wird entschieden,
ob wir die europaische Landwirtschaftspolitik neu justieren. Es geht jetzt darum, den Ausbau
des Schienenverkehrs voranzubringen. Jetzt missen wir entscheiden, dass 6ffentliche Mittel
fir den Ausbau der Erneuerbare-Energien-Infrastruktur und nicht fir Ol- und Gaspipelines
ausgegeben werden. Es gilt jetzt zu entscheiden, wie wir aus Handelsabkommen mit
gravierenden Auswirkungen auf das Klima rauskommen. Die EU muss als eine
Hauptverursacherin

der Klimakrise ambitioniert vorangehen - jetzt! Europa hat die historische Verantwortung
vorzumachen, wie das Wirtschaften in planetaren Grenzen demokratisch erreicht werden kann.

Der Aufbruch ins klimaneutrale Zeitalter lohnt sich

Wir sehen nie dagewesene Chancen flur eine neue Lebensqualitat und nachhaltigen Wohlstand.
Die Herausforderungen sind jedoch ohne Zweifel enorm. Klimaschutz macht unsere Stadte
gruner, leiser, sauberer und sicherer. Er hilft, die Artenvielfalt zu bewahren. Er macht uns
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unabhangig von russischem Gas, von Fracking und vom Ol. Klimaschutz eréffnet unseren
Unternehmen neue Geschaftsfelder. Er schafft neue Arbeitsplatze und sichert bestehende.

Ja, Klimaschutz kostet viel Geld. Aber es ist volkswirtschaftlich véllig klar, dass uns kein
Klimaschutz deutlich mehr kosten wird: Der Stern-Report machte bereits 2006 deutlich, dass
die jahrlichen Kosten fUr MaBnahmen zur Stabilisierung der Treibhausgaskonzentration bei
etwa einem Prozent des globalen Bruttoinlandsprodukts liegen. Die jahrlichen Kosten einer
ungebremsten Klimaerhitzung hingegen werden dem Verlust von mindestens funf Prozent des
globalen Bruttoinlandsprodukts entsprechen. Wenn man eine breitere Palette von Risiken und
Einflissen berucksichtigt, kdnnten die Schaden sogar auf 20 Prozent oder mehr ansteigen.

Zudem wird Klimaschutz enorme neue Werte schaffen: Wirtschaftsstudien sehen ein
Geschaftspotenzial von etwa elf Billionen Euro durch neue, digital-basierte klimafreundliche
Geschaftsmodelle im Jahr 2030. Die sozial-Okologischen Innovationen in allen Sektoren kénnen
Europa zu deutlich mehr Wohlstand verhelfen, Schaden fur Mensch und Umwelt verhindern und
eine intakten Planeten bewahren. Dafur missen wir Wohlstand materiell und sozial6kologisch
neu definieren. Die finanzielle Belastung durch die radikale Transformation, die in den

nachsten funf Jahren auf die Spur gebracht werden muss, werden wir sozial gerecht
ausgestalten.

Wir mussen im Hier und Heute eine erhebliche Transformation einleiten. Und wir werden das
nur gemeinsam als Gesellschaft schaffen. Die daflir notwendigen tiefgreifenden Anderungen
werden nicht fur alle einfach. Arbeitsplatze werden wegfallen, neue werden entstehen.
Menschen werden neu lernen und sich verandern miussen, das ist nichts Neues. Deshalb ist eine

aktive politische Gestaltung dieser Veranderung ebenso wichtig wie ihre kluge soziale
Absicherung und ihre kulturelle und gesellschaftliche Balance. Klimaschutz erfordert eine
aktive Arbeitsmarkt- und Weiterbildungspolitik, eine sozial faire Rickerstattung der CO,-
Bepreisung, eine kluge Regional- und Strukturpolitik. Und schlief3lich gilt: Die notwendigen
Veranderungen werden nur demokratisch gelingen, also wenn wir es schaffen, gemeinsam die
notwendigen Veranderungen und Handlungskonsequenzen anzugehen, neue Wege
auszuhandeln und so

die Menschen mit auf den Weg nehmen.

Am 20. September 2019 haben wir zwei Parallelwelten erlebt: Auf der einen Seite standen
weltweit mehrere Millionen Menschen, die fur Klimaschutz auf die Strale gegangen sind. Wir
bringen uns in diese Klimagerechtigkeitsbewegung ein, die mit vielen unterschiedlichen
friedlichen Aktionsarten auf die drangenden Probleme hinweist, und begleiten auch Aktionen
zivilen Ungehorsams. Auf der anderen Seite sahen wir eine voéllig ermudete Koalition, die
nicht in der Lage war, mehr als Trippelschritte zu liefern.

Die Lucke zwischen wissenschaftlich Notwendigem und gesellschaftlich Mdglichen auf der einen
und der politischen Realitat auf der anderen Seite klafft immer weiter auseinander. In

dieser Situation liegt es gerade auch an uns, das Vertrauen einer ganzen Generation in die
Gestaltungs- und Handlungsfahigkeit der Politik zu erhalten. Demokratie zeigt gerade dort

ihre Starke, wo es uns gelingt, radikale Umbriche im Sinne der universellen Freiheit und
Gleichheit zu gestalten und die gesellschaftlichen Verhaltnisse so zu verandern, dass wir

eine klimaneutrale Gesellschaft erreichen.
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FUr uns bedeutet das: Jetzt erst recht! Die Gesellschaft ist viel weiter als die deutsche
Bundesregierung. Wir starten einen neuen Anlauf in der Klimapolitik: Wir machen ein

politisches Angebot an all jene, die vorangehen wollen, von Fridays for Future tUber
Gewerkschaften, progressive Unternehmer*innen bis hin zu Klimakommunen, Kulturschaffenden

und allen, die sich noch anschliefen wollen. Ihre Anliegen wollen wir im Dialog
weiterentwickeln und in die Parlamente tragen. Gemeinsam, im BUndnis und Solidaritat mit
ihnen wollen wir die Wende in der Klimapolitik schaffen und die Chancen des Klimaschutzes
far mehr Gerechtigkeit und Zusammenhalt nutzen.

Ziel dieses Antrags und unserer Politik ist es, einen radikal realistischen und
sektorenubergreifenden MaBnahmenplan vorzulegen. Die entscheidende Messlatte ist dabei fur
uns das nationale Klimabudget, also die Menge an Emissionen, die noch ausgestolRen werden
darfen, um den deutschen Anteil am Pariser Abkommen einzuhalten; wissentlich, dass auch
Budgets nur modellhaft gerechnet sind und dass weder technologische noch gesellschaftliche
Entwicklungen linear verlaufen. Durch soziale und technologische Innovationen, die wir heute
noch gar nicht kennen kénnen, werden unsere momentanen Annahmen selbstverstandlich in
den

kommenden Jahren angepasst werden mussen. Aber wir widersprechen allen, die daraus
ableiten,

eigentlich mussen wir doch in der Gegenwart gar nichts tun, denn irgendwann kommt die
Wundertechnik, die alle unsere Probleme 16st. Es ist genau umgekehrt: Positive Innovationen
und Eigeninitiative als Katalysatoren der Veranderung mussen durch Abschied vom Alten
uberhaupt erst erméglicht sowie geférdert und angereizt werden. Wir mussen jetzt schnell
loslaufen, damit wir eine Chance haben, auf dem Weg zu lernen.

Die Grundlage unseres Handelns sind das Pariser Klimaabkommen und der aktuelle Stand der
Klimawissenschaft. Wir werden auf dem weiteren Weg um jedes Zehntel Grad weniger
Erderhitzung kdmpfen, um das 1,5-Grad-Ziel GUberhaupt noch erreichen zu kénnen. Daran
orientieren wir unsere Politik. Es ist unsere Verantwortung, dass Deutschland seinen Teil

tut, damit die erforderliche Transformation in Schwung kommt. Wir missen deshalb sowohl bei
uns entschiedenen Klimaschutz umsetzen als auch andere Lander beim Klimaschutz
unterstatzen.

Klar ist: Die Menschen mussen diesen Weg zur Klimaneutralitat unterstitzen, sonst wird es
unmaoglich sein, die vorgeschlagenen MaBnahmen umzusetzen. Wir erkennen dabei den
Klimanotstand an. Damit ist explizit keine juristische Grundlage fir NotstandsmalBnahmen
gemeint, sondern ein politisches Zeichen verknupft mit klimapolitischen MaBnahmen.

1. Ein Klimaschutzgesetz fiir einen verbindlichen planungs- und ordnungsrechtlichen
Rahmen

Nur mit klar festgelegten Zielen und Zwischenzielen, verknupft mit einem verbindlichen
Monitoring der MaBnahmen und Ergebnisse sowie verankerten Korrekturmechanismen bei
Zielverfehlung kénnen wir wieder auf den erforderlichen Zielpfad von Paris beim Klimaschutz
kommen. Durch ein Klimaschutzgesetz mussen endlich Verbindlichkeiten innerhalb der
jeweiligen Sektoren und der zustandigen Ressorts festgeschrieben werden. Denn die
Verantwortung fur das Erreichen der Klimaschutzziele kann nicht I[anger allein beim
Bundesumweltministerium liegen, sondern muss als Querschnitt der Regierung auch die
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Ministerien, die zustandig sind fur Verkehr, Landwirtschaft, Bauen und Wirtschaft in die
Pflicht nehmen. Was wir brauchen ist eine Klimaregierung.

Dazu gehoért auch, dass wir Klimaschutz ins Grundgesetz schreiben. Wir méchten:
* die international vereinbarten Klimaschutzziele in die Verfassung aufnehmen,

* eine "CO,-Bremse", die Transparenz und einklagbare Korrekturen klimaschadlicher

Politikvorhaben schafft, verbindlich in der Verfassung verankern. Jedes neue Gesetz
muss auf seine ,Klimawirksamkeit” Gberpruft werden ("climate mainstreaming"). Bei
Bedarf muss ein Klimavorbehalt dafir sorgen, dass klimafreundliche Alternativen oder
AusgleichsmalBnahmen erarbeitet werden. So bekommt Klimaschutz endlich Prioritat und
muss von allen stets mitgedacht werden.

Zudem wollen wir ein Klimaschutzgesetz, das den Rahmen fur alle KlimaschutzmaBnahmen
bildet

und das sich bei allen MaBgaben auf ein verbleibendes Restbudget fur CO, stitzt, dem gemal
wir die Ziele des Pariser Abkommens erreichen kénnen. Wir wollen:

* klare MaRnahmen fur alle Sektoren,

* klar festgelegte Ziele, Zwischenziele und CO,-Minderungspfade fir alle Sektoren mit
dem verbindlichen Ziel, das Pariser Klimaschutzabkommen zu erfullen,

 dichte Kontrollen, ob die MaBnahmen wirken sowie empfindliche Sanktionen,

» gesetzliche Festlegung einer klimaneutralen 6ffentlichen Verwaltung.

Klare ordnungsrechtliche MaBnahmen mussen in einem Klimaschutzgesetz die zentrale Rolle
spielen. Alle groen umweltpolitischen Errungenschaften wurden Uber das Ordnungsrecht
erreicht. Zudem ware es fatal, allein auf Preissignale zu setzen. Denn wollte man die
Klimaziele allein Gber die Bepreisung von CO, erreichen, musste dieser so hoch sein, dass er
unweigerlich zu erheblichen negativen sozialen Auswirkungen fuhren wirde. Einige kdnnten
sich rauskaufen, andere nicht mehr teilhaben. Damit Klimaschutz eben nicht zu Lasten der
Menschen mit geringeren Einkommen geht, brauchen wir einen klugen Mix aus CO,-Preis,
Anreizen und Férderung sowie dem Ordnungsrecht. So kann man die jeweiligen Vorteile der
Instrumente nutzen und gleichzeitig Nachteile minimieren. Gut gemacht, wird der ordnende
Rahmen zum notwendigen Innovationstreiber.

Klar gibt es gegen Ordnungsrecht, also auch Verbote, immer Vorbehalte. Aber Regeln zu
setzen, also zu sagen, was geht und was nicht, ist Sinn von Politik und zugleich der beste
Innovationsmotor. Heute stért sich niemand mehr daran, dass Blei im Benzin verboten ist,
Asbest nicht mehr eingebaut werden darf und Weichmacher in Kinderspielzeug verboten sind.
Das gleiche gilt ganz besonders fur den Bereich der Chemikalien. Nach Verboten entwickelt
die Branche meist innerhalb kirzester Zeit ungefahrlichere Alternativen oder bereits
vorhandene Alternativen bekommen ihre Chance auf dem Markt. Deshalb machen wir
Klimaschutz

mit definierten Zwischenzielen in einem nationalen Klimaschutzgesetz planbar und rechtlich
verbindlich.

2. Planungen beschleunigen
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Die Energie- und Verkehrswende braucht zugige, burger*innennahe und effiziente
Planungsprozesse. Zentrale Herausforderung dafur ist die Aufstockung und Qualifizierung von
Personal in den Planungs- und Genehmigungsbehoérden. Seit 1990 wurde in den Kommunen
knapp

die Halfte des Bau- und Planungspersonals abgebaut. Daher ist es dringend erforderlich, hier
wieder Personal einzustellen. Wir werden den Kommunen und genehmigenden Behdrden das
Planen

und Steuern erleichtern. Durch planbare, verlassliche Investitionshilfen, finanzielle

Entlastung der Kommunen sowie leichtere Planungsinstrumente fur Klimaschutz.

Zu einem wirkungsvollen ordnungsrechtlichen Rahmen gehért es auch, den Kommunen und
Genehmigungsbehdrden das Planen und Steuern von KlimaschutzmalRnahmen zu erleichtern.
Ebenso

bedarf es einer Modernisierung des Planungsrechts. Denn die Zeit 1duft uns davon und wir
brauchen rasch Baugenehmigungen fir Photovoltaik- und Windkraftanlagen,
Ubertragungsleitungen wie auch Schienenverbindungen. Planungs- und
Genehmigungsverfahren

kénnen deutlich vereinfacht und beschleunigt werden, wenn man im Verkehrswegebau bei
Ersatzneubauten ohne Ausbau bzw. Erweiterung die MaRstabe flr Sanierungen statt fur
Neubauten heranzieht.

Die Planungs-, Bau- und Realisierungszeiten sind zu lang und wir wollen sie fir alle CO,-
mindernde Infrastruktur halbieren, indem

* wir eine Priorisierung der zu bauenden Infrastrukturprojekte vornehmen, auch, um sich
bei geringen Planungskapazitaten nicht zu verzetteln,

* frihzeitig BUrger*innen und Nichtregierungsorganisationen beteiligt werden und so die
Entwicklung von Optionen und Varianten sowie das frihe Ausrdumen von Konflikten
ermoglicht wird; hierbei sollen auch weitere Méglichkeiten zur Blrgerbeteiligung
erprobt und gegebenfalls eingefluhrt werden,

» wir fur Verkehrsprojekte eine bessere Verzahnung von Raumordnungs- und
Planfeststellungsverfahren gewahrleisten, etwa indem die Untersuchungsergebnisse des
Raumordnungsverfahrens fir das Planfeststellungsverfahren genutzt werden kénnen; sich

wiederholende Verfahrensschritte in beiden Verfahren kénnten zusammengefihrt werden,

» die Regelungen des Gesetzes zur Beschleunigung von Planungs- und
Genehmigungsverfahren
fur OPNV bei der anstehenden Novelle des Personenbefdrderungsgesetzes ibernommen
werden,

* Arten- und Naturschutz von vornherein in die Planungen einbezogen werden, um
Verfahren
schneller und rechtssicherer zu machen. Far den erforderlichen Ausgleich bei
Eingriffen in die Natur missen Kompensationsmafnahmen verstarkt und vereinfacht
werden. Abwagungen zum Artenschutz missen auf wissenschaftlicher Grundlage
erfolgen.
Dabei muss der Schutz der Gesamtpopulation das zentrale Beurteilungskriterium sein.

» wir die behdérdlichen Abstimmungsprozesse effizienter gestalten. Beim Artenschutz etwa
gibt es ein grolRes Potenzial fir den Wissensaustausch zwischen Behérden und fur
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vorgezogene GroRmalknahmen Uber ein Okokonto und andere
Anrechnungsvereinfachungen,

» wir die Digitalisierung in den Planungs- und Genehmigungsbehoérden konsequent
voranbringen,

* eine verbindliche Frist bis zur Eré6ffnung von Gerichtsverfahren bei gleichzeitiger
personeller Starkung der Gerichte eingefuhrt wird.

3. Okonomische Anreize richtig setzen

Erganzend zum planungs- und ordnungsrechtlichen Rahmen wollen wir die notwendigen
Okonomischen Anreize setzen, damit der Klimaschutz vorankommt.

Daflr setzen wir auf eine CO,-Preiskomponente auf alle fossilen Brennstoffe Gber den
bestehenden europaischen Emissionshandel (ETS) hinaus. Dem Preis kommt in einer
Marktwirtschaft eine zentrale Steuerungswirkung zu. Wir brauchen eine 6kologisch wirksame,
sozial gerechte und 6konomisch vernunftige CO,-Bepreisung. Das ist eine wesentliche
Voraussetzung daflr, dass erneuerbare Energien, Energieeffizienz und innovative
Klimaschutztechnologien sich durchsetzen. Das Umweltbundesamt schatzt die Kosten der
Schaden, die durch den AusstoR einer Tonne CO, entstehen, auf 180 Euro - in Preisen von 2016
gerechnet. Doch die Preiskomponente ist nur ein Hebel flr Klimawirksamkeit neben den
ordnungsrechtlichen MaBnahmen wie dem Kohleausstieg.

Wir brauchen also einen Preis, der lenkt, Innovationen schafft und zugleich nicht sozial
verzerrt oder schnellere und wirkungsvollere ordnungsrechtliche MaBnahmen konterkariert. In
der Schweiz liegt der nationale Preis pro Tonne CO, bei rund 90 Euro fur fossile Brennstoffe
wie Heizdl, Erdgas oder Kohle. Globaler Spitzenreiter ist derzeit Schweden mit rund 110 Euro
pro Tonne CO, fur alle fossilen Brennstoffe. Als Sofortmaltnahmen werden wir uns far

Folgendes einsetzen:

* Die Energiesteuern beginnend im Bereich Verkehr und Warme wollen wir mit einer CO,-

Komponente reformieren. Dabei wird parallel ein sozialer Ausgleich eingefuhrt; alle
Einnahmen aus dem CO,-Preis flieen nach Absenkung der Stromsteuer als Energiegeld

an
jede*n Einwohner*in zurtick. Der Einstiegspreis in diesen Sektoren soll bei 40 Euro pro
Tonne liegen und ab 2020 auf 60 Euro pro Tonne erhéht werden. Danach muss er jedes
Jahr planbar analog ansteigen, auch das Energiegeld erhéht sich entsprechend. Zugleich
schlagen wir fUr Deutschland ein unabhangiges Gremium vor, das bis zu einer Einigung
auf europaischer Ebene die Preissteigerung und die sozialen Auswirkungen kontrolliert
und den Preis wenn notwendig anpasst, um ein optimales Zusammenwirken mit den
begleitenden ordnungsrechtlichen Malnahmen zum Klimaschutz herzustellen. Damit soll
die erforderliche Lenkungswirkung zum Einhalten des Paris-kompatiblen CO,-Budgets

erreicht werden.

Auf europaischer Ebene muss die Bundesregierung bei der Neufassung der
Energiesteuerdirektive fur eine ambitionierte CO,-Mindestbepreisung eintreten. Wir

werden uns daflr einsetzen, dass ein CO,-Preis im Non-ETS-Bereich europaweit
eingefthrt wird.

Im europaischen Emissionshandel, der vor allem Industrieanlagen und Kraftwerke
abdeckt, sollte Deutschland, idealerweise in Abstimmung mit anderen europaischen
Landern wie Frankreich und die Niederlande, einen gemeinsamen Mindestpreis in Hohe
von
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40 Euro festlegen. Zeigt sich, dass der Mindestpreis keine Wirkung erzielt, muss hier
nachgesteuert werden.

* Zu den Sektoren, die bislang nicht durch den europaischen Emissionshandel erfasst
werden, gehért auch die Landwirtschaft. Wir fuhren die Bepreisung von Klimagasen daher
auch fur landwirtschaftliche Produkte ein, angefangen mit tierischen Lebensmitteln.

* Wir wollen die Wirksamkeit der Marktstabilitdtsreserve im europaischen
Emissionshandelssystem erhéhen, damit die immer noch vorhandenen Uberschlssigen
Emissionszertifikate starker reduziert und schneller vom Markt genommen werden.

* Im Zuge der Stilllegung von Kraftwerksblécken werden wir entsprechend den vom Netz
gehenden CO,-Emissionen Emissionszertifikate vom Markt nehmen, indem wir dafir das

nationale Versteigerungsbudget entsprechend kirzen. Damit wird vermieden, dass hier
eingesparte Emissionen an anderer Stelle in Europa emittiert werden kénnen.

4. Umweltschadliche Subventionen abbauen

Damit 6konomische Anreize ihr volles Potenzial entfalten kénnen und zusatzliche finanzielle
Spielrdume flr Zukunftsinvestitionen entstehen, wollen wir umwelt- und klimaschadliche
Subventionen konsequent abbauen. Insgesamt betragen diese in Deutschland Uber 57
Milliarden

Euro. Staatliche Subventionen, die dem Klima schaden, wollen wir endlich beenden, wie zum
Beispiel

* die Steuerbefreiung von Rohdl zur Plastikherstellung,

« den immer noch gewéhrten Beschaffungszuschuss fir neue Ol- und Gasheizungen,
* die Nichtbesteuerung von Kerosin,

» das Dieselprivileg,

* Privatfahrten, die als betriebliche Kosten absetzbar sind,

 die weitgehende Befreiung von EEG-Umlage und Netzentgelten von energieintensiven
Unternehmen.

5. Klimafreundlich wirtschaften

Klimaschutz geht nur in einem System, das klimafreundliches Verhalten belohnt. Heute wird
dieses Verhalten strukturell erschwert und klimaschadliches Verhalten noch subventioniert.
Wir beschreiben im Rahmen des Antrags "Anders Wirtschaften fur nachhaltigen Wohlstand"
ausfuhrlich unsere Vision fUr ein in seiner Gesamtheit positiv transformiertes
Wirtschaftssystem, das die planetarischen Grenzen einhalt. Hier stellen wir ausgewahlite
wesentliche Aspekte vor, die auch das Klima betreffen:

* Unser gesellschaftlicher Erfolg soll in Zukunft auch nach Nachhaltigkeitskriterien,
wie dem absoluten CO,-Ausstol8 bewertet werden. Dadurch soll der einseitige Fokus auf

das Bruttoinlandsprodukt (BIP) bei der Wohlstandsmessung und -steuerung um wichtige
Aspekte erganzt werden.

* Entsprechend andern wir auf betriebswirtschaftlicher Ebene die Buchhaltungsregeln und
Erfolgsrechnung hin zu einer nachhaltigen Bilanzierung von Unternehmen, die nicht nur
den finanziellen, sondern auch den 6kologischen Wert von Unternehmen misst und
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steuert. Hier wollen wir praxisnah mit fihrenden Wirtschaftsinitiativen
zusammenarbeiten und Konzepte wie das der Gemeinwohldkonomie aufgreifen.

In der Digitalisierung fordern wir gezielt klimawirksame Innovation, damit sie ihr
Potenzial fur die notwendige Suffizienz, Effizienzsteigerungen und Dematerialisierung
entfalten kann und nicht unkontrollierbaren Schaden durch immer mehr Energiehunger
anrichtet. Auch mithilfe der Digitalisierung kénnten wir es schaffen, wirtschaftliches
Wachstum von steigenden CO,-Emissionen zu entkoppeln. Dabei ist die Uberwindung des

Rebound-Effekts, also des Effekts, dass Einsparungen durch mehr Energieeffizienz durch
mehr Konsum wieder aufgezehrt werden, die gréte Herausforderung.

Bei o6ffentlichen Investitionen und der Vergabe wenden wir auf allen politischen Ebenen
sozial-6kologische Kriterien bei der Entscheidungsfindung und Planung an.

Wir starken die kommunalen Ebenen. Gesetzliche Rahmenbedingungen durfen die
Kreativitat und regional spezifische MaBnahmen und Erfordernisse zum Schutz des Klimas
und zur Einhaltung der Klimaziele in den Kommunen nicht blockieren. Kommunen mussen
zum Vorbild anderer voranschreiten kénnen.

Klimaagenturen mit beratender Funktion geben "Best Practice"-Beispiele weiter,
unterstitzen bei Férderantragen und organisieren Bildungsveranstaltungen und
Burger*innenforen.

Wir brauchen eine Kampagne fur das Handwerk und Umschulungsangebote, auch fir
Unternehmen, und oft in Verbindung mit digitalen Technologien. Der immense Ausbau der
Erneuerbaren, die Sanierung von Gebauden, das 100.000-Warmepumpen-Programm oder
auch

die arbeitsintensivere Oko-Landwirtschaft - der Klimaschutz wird zig Tausende neue

Jobs bringen, vor allem in Technologie und Handwerk.

6. Sektorspezifische MaBnahmen zur Umsetzung der Klimaschutzziele

Um die Ziele des Klimaschutzgesetzes in den einzelnen Sektoren zu erreichen, wollen wir die
nachfolgenden Mallnahmen auf den Weg bringen:

6a. Stromerzeugung erneuerbar

Derzeit liegen die ausgestoenen Mengen CO, fur die Energiewirtschaft bei uber 300 Millionen
Tonnen jahrlich, das sind Uber 30 Prozent. Das ist meilenweit von einem Pfad zur Einhaltung
der Pariser Klimaziele entfernt. Schlimmer noch: Deutschland hinkt beim Ausbau der
erneuerbaren Energien weit hinterher. Sie sind jedoch das Herzstlick jedes Klimaschutzes. Um
die Pariser Klimaziele zu erreichen, ist der schnelle Ausbau der erneuerbaren Energien nicht
mehr nur entscheidend flr wirksamen und erfolgreichen Klimaschutz im Strombereich, sondern
auch der Warme- und Verkehrssektor werden zukUnftig groRtenteils auf elektrischer Basis
betrieben und massiv erneuerbare Energie benétigen. Hinzu kommt der zusatzliche Bedarf an
erneuerbarem Strom, um Wasserstoff und andere Gase (zum Beispiel als Speicher oder fur
erneuerbare Treibstoffe) zu produzieren, gerade auch flr den Stahl- und den Chemiebereich.
Es geht nun also nicht mehr nur um die 100 Prozent Strom aus erneuerbaren Energien zur
reinen Elektrizitatsversorgung, die wir 2030 erreichen wollen, sondern um 100 Prozent
erneuerbaren Strom flr eine klimaneutrale Wirtschaft insgesamt.

Der stockende Ausbau und die Politik der Bundesregierung fihren dazu, dass wir uns derzeit
aber nur auf einem Ausbaupfad von maximal 45 Prozent bewegen. Das ist auch das grof3te
Hindernis fur den Kohleausstieg, den wir sofort beginnen und schnell abschlieBen missen. Die
von der Bundesregierung eingesetzte Kohlekommission hat einen Plan zum Kohleausstieg
vorgelegt, der nicht Paris-kompatibel ist und bei Weitem nicht ausreicht. Sowohl beim
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Ausstiegsdatum, als auch bei den zeithahen MalBnahmen gibt es erheblichen Korrekturbedarf.
Deshalb haben die am Ergebnis beteiligten Umweltverbande und Wissenschaftler*innen
Revisionsklauseln verankert und ein Sondervotum abgegeben. Entscheidend ist jetzt, das
verbleibende CO,-Budget fur den Stromsektor deutlich zu reduzieren. Das heif3t, viele
Kraftwerke schnell und zeitnah abzuschalten, um spatestens 2030 aus der Kohle aussteigen zu
kénnen. Das heil3t auch, dass Dorfer nicht mehr zerstort werden dirfen. Dafur wollen wir das
uberkommene Bergrecht andern. Denn noch immer sollen Menschen - gegen ihren Willen - fur
Braunkohletagebaue umgesiedelt werden. Wir machen uns daher daftr stark:

* Uber ein Kohleausstiegsgesetz in den nachsten drei Jahren mindestens rund ein Viertel
der Braunkohlekapazitaten und ein Drittel der Steinkohlekapazitaten abzuschalten.

* einen verbindlichen Abschaltplan der Kohlekraftwerke fur die Zeit nach 2022. Wir
werden uns zudem fur entschadigungsfreie Abschaltungen der Kohlekraftwerke einsetzen.

 die Strukturforderung an konkrete Abschaltungen und den Ausbau erneuerbarer Energien
sowie weiterer Energiewende-Infrastruktur vor Ort zu koppeln.

Zentral dafur wird sein, ob wir den Ausbau der Erneuerbaren und des Energiesystems
umgehend

und massiv voranbringen. Gleichzeitig muss der Atomausstieg konsequent umgesetzt werden,
denn von der Atomenergie gehen nicht zu verantwortende Gefahren, Strahlenbelastungen fur
Generationen und erhebliche wirtschaftliche Risiken aus.

Das Missmanagement der Bundesregierung hat den Ausbau der erneuerbaren Energien fast
zum

Erliegen gebracht. Durch die letzten Novellen ist aus dem extrem erfolgreichen Erneuerbare-
Energien-Gesetz, dem am haufigsten kopierten Gesetz der Welt, mittlerweile eher ein Anti-
Erneuerbare-Energien-Gesetz geworden: Den Erneuerbaren wurden Deckel und andere
Hindernisse

zur Verhinderung von schnellem Wachstum vorgegeben. Das ist der eigentliche Skandal.

Wir wollen den Ausbau der Erneuerbaren mit groBer Geschwindigkeit wieder in Gang bringen.
Konkret soll die installierte Leistung von Wind onshore in den nachsten zehn Jahren

mindestens verdoppelt, die fur offshore verfunffacht und die fur PV (Dach, Fassaden und
Freiflachen) auf 250 Gigawatt (GW) angehoben werden. Damit sowie mit massiver
Energieeinsparung kann Deutschland seinen Stromverbrauch komplett erneuerbar decken.
Daflr

benoétigen wir auch eine schnelle Realisierung der geplanten Nord-Sud-Leitungen, insbesondere
von "SuedLink".

Erganzend wollen wir Energiepartnerschaften mit den Nachbarstaaten der Europaischen Union
aus dem Sonnenglrtel zur Produktion von solarem Wasserstoff schlieBen. Solche
Energiepartnerschaften muissen auf Augenhdhe und unter Einbeziehung der Burger*innen in der

Region verhandelt werden. Die Vorteile missen vor allem der Region zugutekommen, aus
welcher

die Energie geliefert wird. Daruber hinaus durfen die Projekte nicht von der Herausforderung
des Ausbaus erneuerbarer Energien in Deutschland ablenken.
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Klar ist: Die Energiewende mit 100 Prozent Erneuerbaren kann besser gelingen, wenn wir sie
europaisch denken, indem wir Energie durch Import und Export nach Bedarf ausgleichen und
zugleich die Potenziale der Burger*innen-Energiewende wieder heben.

Weder ist es noétig noch erstrebenswert, dass wir dezentrale Energieerzeugung zu kleinteilig
denken. Europa soll zu einem gemeinsamen Strommarkt auf der Basis von Erneuerbaren
zusammenwachsen. Dafir brauchen wir eine zu 100 Prozent erneuerbare und energieeffiziente
Europaische Union als Treiberin flr die internationale Energiewende und ambitioniertere
europaische Klimaziele. Die Forderung von nachhaltiger Landwirtschaft, klimafreundlicher
Mobilitat, Photovoltaik, Windenergie, Biomasse und anderen regenerativen Stromquellen auch
auf europaischer Ebene muss noch starker vorangetrieben werden. Die Vernetzung der
verschiedenen erneuerbaren Quellen senkt den Bedarf am Ausbau erheblich. Je gréRer der
Raum

und je vernetzter die Quellen, desto gunstiger wird es und desto geringer ist der Bedarf am
Ausbau.

Im Sektor Strom mussen Effizienzgewinne schnell realisiert werden:

* strikte Effizienzvorgaben und Férderung von Effizienzgewinnen und Stromeinsparungen
fur Energieversorger, Produktion, Industrie, Datenzentren, Gewerbe, bei Handel und
Dienstleistungen,

* eine "Langes Leben"-Produktoffensive (zum Beispiel Garantiehaftung von zwei auf funf
Jahre anheben) sowie ein Forderprogramm "Dekarbonisierung fur die Industrie"”,

* Forderung von Stromeinsparungen im Haushaltsbereich durch kontinuierlich steigende
Effizienzvorgaben flr Haushaltsgerate, Umstellung auf LED-Beleuchtung und sparsamere
Rechnerleistungen.

Die Ausbau-Offensive im Bereich der erneuerbaren Stromerzeugung umfasst folgende
Malnahmen:

* Die Verhinderungs-Deckel beim Ausbau von Okostrom miissen unverziiglich gestrichen
werden. Nur den Solardeckel aufzuheben, reicht nicht aus. Entsprechend des
Ausbaupfades mussen die planbaren Flachen deutlich erhdht werden. Wir wollen, dass
insbesondere fur Energieprojekte von Blrger*innen wieder feste Einspeisevergltungen
gezahlt werden. Ausschreibungen haben sich als Zubaubremse erwiesen.

* Vorrangregelung und Abnahmepflicht des erneuerbaren Stroms mussen gesichert werden.

* Jahrlicher Zubau von mindestens 5-6 GW Wind auf dem Land, ab Mitte der 2020er Jahre
von 7-8 GW.

* Eine Repowering-Offensive durch planungsrechtliche Verbesserungen und gesonderte
Ausschreibungen.

* Festlegung eines nationalen Flachenziels Windkraft von zwei Prozent der Landesflache
und Verpflichtung der Lander, entsprechende Flachen auszuweisen, auf denen
Windenergieanlagen errichtet werden kénnen.

* Wenn Windparks gebaut oder erweitert werden, sollen die anliegenden Gemeinden und
damit ihre Blrger*innen Uber eine Windpark-Abgabe finanziell an den Ertragen
teilhaben.

* Erhebliche Erleichterungen bei den Genehmigungen fur Windenergieanlagen durch
Uberprufung bestehender Regelungen im Bereich Flugsicherung, Denkmal- und
Naturschutz
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sowie bei Abstandsregelungen und im Planungsrecht mit der Mallgabe, den Ausbau von
Erneuerbaren zu férdern. Im Artenschutz wollen wir bei guter Bestandsentwicklung die
Ausnahmegenehmigungen besser nutzen.

* Das Ausbauziel fir Windenergie auf See ist auf 35 GW bis 2035 anzuheben. Dazu
brauchen
wir im Durchschnitt einen jahrlichen Zubau von etwa drei GW pro Jahr.

* Um bei Wind offshore schneller voranzukommen, wollen wir mit anderen Nord- und
Ostsee-
Anrainerstaaten eine gemeinsame Raumplanung machen, die dann auch die Raume
auBerhalb
der einzelnen Hoheitsgebiete enthalt und eine koordinierte Planung zur
Berlcksichtigung des Artenschutzes, insbesondere den Vogelzug, erlaubt.

* Bei Photovoltaik akuter jahrlicher Zubau von 10-12 GW pro Jahr als Dachanlagen, fir
Gebaudefassaden und Freiflachen; ab Mitte der 2020er Anstieg auf 18-20 GW pro Jahr.

Einfihrung einer Solarpflicht fir Photovoltaik oder Solarthermie bei Neubauten sowie
bei Dach- oder Fassadenerneuerung im Altbau. Mit Blick auf die Baukultur und zur
Wahrung der hohen Akzeptanz der Photovoltaik wollen wir die Verbreitung der gebaude-
und bauwerkintegrierten Photovoltaik férdern. Die Technik ist vorhanden. Jedoch
bestehen u.a. rechtliche Hirden bei der MarkteinfiUhrung, die so schnell wie moglich
abgebaut werden miussen.

Ausbildungs- und Weiterbildungsprogramm fur Fachkrafte fur Solarenergie, im Bausektor
und Facharbeiter*innen in der Solarzellenproduktion.

» Aufbau einer Multi-Gigawatt-Solarfabrik, unterstitzt durch staatliche Blrgschaften.

Flachen effizient nutzen. Der immense Ausbau der Erneuerbaren, den wir brauchen,
benoétigt

Flache. Fir Windenergie an Land bendtigen wir nicht mehr als zwei Prozent der Landesflache.
Gleichzeitig brauchen wir eine Vervielfaltigung der Solarenergieproduktion. Daftr kénnen -
neben anderweitig nicht nutzbaren Flachen wie beispielsweise Deponien, bereits versiegelten
Flachen oder direkt in Windparks - auch Ackerflachen genutzt werden, auf den keine
Lebensmittelproduktion stattfindet, wie z.B. Flachen zur Kraftstoffproduktion. Zudem kann
der Bedarf an Biogas-Mais verringert werden, da die Energieerzeugung durch Photovoltaik
finfzig- bis hundertfach flacheneffizienter ist. Landwirt*innen, die in den bestehenden
Energiepflanzen-Programmen 6konomisch gebunden sind, férdern wir einkommensneutral,
sodass

sie auf Photovoltaik umsteigen kénnen. Durch Agro-PV-Anlagen kénnen in Summe sogar hdéhere
Ertrage als heute erzielt werden.

Photovoltaik-Freiflachenanlagen im Bereich von 110 Metern beiderseits von Autobahnen und
Schienen sollen als "Sonnen-Ernte" landwirtschaftlicher Nutzung gleichgestellt werden.
Dadurch werden sie privilegiert und das Planungsverfahren entschlackt. Zudem wollen wir mehr

Dachflachen fur den Ausbau der Photovoltaik aktivieren, indem wir zum Beispiel Photovoltaik-
Anlagen auf Gebauden wieder aus der Ausschreibungspflicht nehmen. Die EEG-Umlage auf
Eigenverbrauch werden wir abschaffen.

Insgesamt streben wir flir den Energiesektor an:

* Der bis ins Unermessliche gestiegene burokratische Aufwand fur eine eigene
Photovoltaik-Anlage auf dem Dach und sonstige eigene Erneuerbaren-Anlagen zur
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Stromlieferung an Dritte sowie die damit verbundenen, mittlerweile kaum mehr zu
verstehenden steuerrechtlichen Regelungen mussen harmonisiert, deutlich reduziert und
vereinfacht werden, wie es auch das EU-Recht fordert.

Den Ausbau von PV-Strom vom Dach als Mieterstrom wollen wir insbesondere im
Mieterstromgesetz radikal vereinfachen und steuerliche Hemmnisse und Burokratie
abbauen. Dabei wollen wir Marktanreize insbesondere auch fir die gebaude- und
bauwerksintegrierte Photovoltaik setzen. Die Verpachtung von Dachern und die
Vermarktung von PV-Strom vom Dach im Quartier muss einfach und lohnend werden, far
Erzeuger*innen und Nutzer*innen.

Auflegen eines Forderprogramms fur 100.000 Stromspeicher, die netzdienlich betrieben
werden, um die dezentrale Okostromversorgung zu erleichtern.

Anreize fur Investor*innen, Anwohner*innen, und Anliegergemeinden von Wind- und
Solarenergieanlagen schaffen, u.a. durch Forschungs- und Férderprogramme fUr
Agrophotovoltaik zur gleichzeitigen Nutzung von Flache fir Landwirtschaft und
Energieproduktion sowie Pflichtanteile erneuerbarer Warme wie Solarthermie bei der
Modernisierung von Altbauten. Bei der Onshore-Windkraft wollen wir zugunsten von
Blrgerenergieprojekten die vorhandenen Spielraume jenseits der Ausschreibungspflicht
nutzen.

Lander und Kommunen bei der Lésung von Konflikten, zum Beispiel zwischen
Windanlagen
und Naturschutz unterstitzen, anstatt sie wie bisher alleine zu lassen.

Das Strom- und Energiemarktdesign reformieren und zukunftsfahig machen: Erneuerbare
werden planbar ausgebaut, Sektorkopplung wird erméglicht und die Chancen der
Digitalisierung werden genutzt.

Eine Anschlussfinanzierung flr bestehende Biomasseanlagen, um die Energieerzeugung
aus

Biomasse zu erhalten. Die Anschlussfinanzierung soll daran geknulpft sein, dass die
Bioenergieanlagen flexibilisiert werden und entweder Biogas einspeisen kénnen oder
dann Strom erzeugen, wenn wenig Wind- und Solarenergie zur Verfligung steht, und sie
moglichst weitgehend auf Rest- und Abfallstoffe sowie Gille umgestellt werden.

Fairere Gestaltung der Umlagen und Entgelte zwischen Verbraucher*innen, der Industrie
und kleineren und mittleren Unternehmen, um die Quersubventionierung der Industrie
uber die EEG- und Netzentgelt-Befreiung der energieintensiven Unternehmen zu Lasten
der Privathaushalte zu beenden. Das schafft mehr soziale Gerechtigkeit und Anreize, in
der Industrie Emissionen zu senken. Die Benachteiligungen fir die erneuerbaren
Energien, die sich aus dem gegenwartigen Strommarktdesign ergeben, wollen wir
analysieren und beseitigen.

Europarechtliche Vorgaben im Energiemarktdesign so schnell wie mdglich in nationales
Recht umsetzen, um der Burgerenergie FlUgel zu verleihen: So kann jede*r auf Dach oder
Balkon Strom erzeugen und abgabenfrei selbst verbrauchen oder an Nachbar*innen
verkaufen.

Deutschland muss den Vertrag lber die Energiecharta kiindigen, damit auch fossile
Infrastruktur auslandischer Eigentimer*innen entschadigungsfrei stillgelegt werden
kann.

Schnellstmogliche und konsequente Umsetzung der EU-Vorgaben fur den
Schadstoffausstold

von Kraftwerken in nationales Recht. Die nationalen Grenzwerte mussen aus Grinden des
Gesundheitsschutzes - insbesondere auch bei Quecksilber - an der unteren Grenze der
nach EU-Recht zulassigen Bandbreiten festgelegt werden.
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Parallel dazu setzen wir auf:

* eine Forderung der inlandischen, nachhaltigen Batteriezellenproduktion und einer damit
verbundenen Kreislaufwirtschaft,

* die konsequente Umstrukturierung des Energiemarktdesigns und der energiebezogenen
Abgaben, Entgelte und Umlagen mit der Zielvorgabe 100 Prozent Erneuerbare bis 2030.
Dazu gehdren starke Anreize flr Sektorkopplung und Speicherung,

* Forschungsunterstitzung flr die Wasserstoff-Industrie tGber ein Investitionsprogramm
"Gruner Wasserstoff". Geférdert werden sollen u.a. die erneuerbare
Wasserstofferzeugung und Speicherung, Wasserstoff-Dunkelflautenspeicher in
Gaskavernen
und der Einsatz in Industrieprozessen.

6b. Energiewende im Warmesektor und bei Gebauden

Die Energiewende in Gebauden kommt seit Jahren nicht schnell genug voran. Die
Sanierungsrate

zur Energieeinsparung und der Anteil an Warme aus erneuerbaren Energien reichen bei Weitem
nicht aus und stagnieren auf niedrigstem Niveau. Mit einem "Weiter so" wurde es hundert
Jahre dauern, einen klimaneutralen Gebaudebereich zu schaffen - wir brauchen ihn aber
viermal so schnell, um die Pariser Klimaziele zu erreichen. Daher mussen wir jetzt gemeinsam
mit allen Eigentimer*innen und allen Mieter*innen einen Aufbruch hin zu 6kologisch modernen
Gebauden schaffen.

Mit Zuschussen und zinslosen staatlichen Sanierungskrediten mit wahlweise langen Laufzeiten
unterstitzen wir Eigenheimbesitzer*innen bei der energetischen Gebaudemodernisierung. Ein
CO,-Preis auf Heizstoffe macht Klima-Modernisierung wirtschaftlicher als bisher. Damit alle
Eigentimer*innen und Mieter*innen bei der Energiewende in Gebauden mitmachen und
partizipieren kdnnen, braucht es zusatzlich passende Regeln, Anreize und Informationen. So
soll der CO,-Preis auf Warmebrennstoffe als Anreiz fur die Vermieter*innen wirken, den
energetischen Zustand ihrer Gebaude zu verbessern. Sie sollen deshalb CO,-Preiskomponenten
nicht Eins-zu-Eins auf Mieter*innen umlegen durfen.

Dazu gehdrt auch die steuerliche Férderung als Anreiz fur energetische Modernisierung.
Gerade private Eigenheimbesitzer*innen bendtigen steuerliche Anreize zur
Gebaudemodernisierung. Der Steuerbonus muss klimapolitisch wirksam ausgestaltet sein. Egal
ob Zuschuss-, Kredit- oder steuerliche Férderung: Es durfen nur MalBhahmen geférdert werden,
die nachweislich mit ihrer CO,-Einsparung auf dem vom Pariser Abkommen vorgegebenen
Minderungspfad liegen. Durch Abzug von der Steuerschuld missen alle gleichermaRen davon
profitieren, und die Sonderabschreibung muss analog zur KfW-Férderung ausgestaltet sein.

Wie im Stromsektor gehért auch beim Heizen und Kihlen die Zukunft den erneuerbaren
Energien.
Wir wollen:

* einen Systemwechsel erreichen: Dort, wo es die Besiedlungsstruktur ermdglicht, weg von
der Einzelbefeuerungsanlage und der Einzelhausbetrachtung hin zu einer
Quartiersbetrachtung und zu Nah- bzw. Fernwarmenetzen, die dann aus verschiedenen
erneuerbaren Quellen gespeist werden kénnen.

» dass alle Kommunen ein Energiemanagement durchfihren missen und einen
Energiebericht

Seite 14



Handeln - und zwar jetzt! MaBnahmen flr ein klimaneutrales Land

verfassen, damit GUberhaupt Daten erhoben, MaBnahmen umgesetzt und nachgesteuert
werden

kénnen. Kommunen haben sich zukiinftig nicht nur um ihren eigenen Gebaudebestand zu
kiimmern. Kommunen werden wir dabei finanziell unterstiitzen, eine datenbasierte
Warmeplanung fir einen klimavertraglichen Umbau der Warmeversorgung in den
einzelnen

Quartieren aufzulegen. Diese Warmeplanung wird Grundlage flr eine Férderung der
noétigen Investitionen sein.

* den vorgeschriebenen Anteil an erneuerbaren Energien bei Neubau und Bestand deutlich
anheben.

e den Passivhausstandard fur alle Neubauten verbindlich machen, Fassaden- oder
Dachbegrinung sowie Plus-Energiegebaude férdern.

* eine Ausbildungsoffensive im Handwerk und Baugewerbe, um die notwendige
Sanierungsrate
Uberhaupt zu ermdéglichen.

Ein Austauschprogramm "Sonne statt OI" und Klima-Service fir Eigentiimer*innen. 16
der 19
Millionen Wohngebaude in Deutschland sind Ein- und Zweifamilienhauser. Viele davon sind noch

vor der ersten Warmeschutzverordnung im Jahr 1978 entstanden und bisher nicht energetisch
modernisiert. Die Eigentimer*innen und Mieter*innen dieser Gebaude sind in der Regel keine
Bauexperten. Sie brauchen daher einen einfachen Zugang zu den besten Klimainformationen
und

Modernisierungen. Zentral ist fir uns daher:

« ein Austauschprogramm "Sonne statt OI", das den Tausch von Ol- und Gasheizungen
gegen
moderne Heizungen mit Sonnenwarme und hocheffizienten Warmepumpen fordert,

« dass Olheizungen ab sofort und reine Gasheizungen (ohne Kraft-Warme-Kopplung oder
Unterstltzung von Warmepumpen, Solarenergie oder anderen erneuerbaren
Warmequellen) ab
2025 nicht mehr eingebaut werden,

» der Ersatz der fossilen Erdgasversorgung durch ambitionierte Effizienzanstrengungen,
die den Gesamtbedarf reduzieren, sowie durch erneuerbare Energien (u.a. griune Gase),

» das Auflegen eines 100.000-Warmepumpen-Programms. Mit Warmepumpen kénnen wir
aus einer
Kilowattstunde (kWh) Strom rund vier kWh Warme machen. Der Austausch von fossilen
Heizungen zu Warmepumpen stellt mit Solarwarme und PV sowie saisonalen Speichern
und
Warmenetzen in der drangenden, kurzen Zeit eine groRe Chance auf rasche
Klimaneutralitat des Gebaudebestands dar,

* ein kostenloser Klima-Service fur Eigentimer*innen von Ein- und Zweifamilienhausern:
Qualifizierte Energieberater*innen nehmen eine Vor-Ort-Analyse vor und erstellen einen
kostenlosen Sanierungsfahrplan flrs Haus. Ein solcher Klima-Fahrplan schlagt geeignete
Schritte vor, mit denen das Haus zum Niedrig-Energie-Gebaude mit erneuerbarer Warme
werden kann,

* ein finanzieller Zuschuss fur eine fachkundige Energie-Planung und -Bauuberwachung fur
Ein- und Zweifamilienhdusern: Qualifizierte Energieberater*innen planen und Uberwachen
in Zusammenarbeit mit der Objektplanung, der Bauleitung und der
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Objektbauliberwachung
die Umsetzung einzelner Schritte des Klima-Fahrplans flr das Haus.

Klima-Check und Mieterschutz fir Mieter*innen. Jede*r Mieter*in soll wissen, wie es um
die

eigene Wohnung bezuglich der Klimaziele und Heizkosten steht. Aullerdem wollen wir
Mieter*innen vor hohen Heiz- und Modernisierungskosten schitzen. Daflr wollen wir:

* jede*r Mieter*in Mieter einen Gutschein fur einen Klima-Check fur ihre/seine Wohnung
geben, um ein kostenloses Heizgutachten auf Basis der aktuellen Heizkostenabrechnung
zu erstellen,

* klimagerechte Modernisierungen von Gebauden und Wohnungen, die sich jede*r leisten
kann, moéglichst ohne Erhéhung der Warmmiete. Fir energetisch modernisierte
Wohnungen
wollen wir einen Klimazuschuss zum Wohngeld einfiihren, damit sich auch Haushalte mit
kleinen Einkommen diese Wohnungen leisten kénnen. Mit dem Férderprogramm "Gutes
Klima
im Quartier" férdern wir energetische Modernisierungen ganzer Stadtviertel ohne
Erhéhung der Warmmieten. Mit der sozialen Wohnraumférderung und bei kommunalen
Wohnungsunternehmen ermdglichen wir das ebenfalls. Die von uns vorgesehene
Absenkung
der Modernisierungsumlage ist ein wichtiger Schritt, um als SofortmaBnahme die
einseitige Kostenverteilung zulasten der Mieter*innen zu beenden. Dariber hinaus
werden wir alternative Vorschlage, die Modernisierungsumlage durch ein anderes
Instrument zu ersetzen, prifen und gegebenenfalls in einem zweiten Schritt umsetzen.

Aktionsplan Faire Warme. Unser umfassender Aktionsplan Faire Warme denkt die Bausteine
der

Energiewende im Warmesektor und in Gebauden zusammen, fur Wohnhauser und Quartiere,
Stadt

und Land. Dazu gehdren:

* eine erhebliche Aufstockung der Mittel fir erneuerbare Warme, energetische
Modernisierung und saubere Warmenetze, um Heizen ohne Klimaschaden zu ermdglichen,

* das Programm "Gutes Klima im Quartier": ein Forderprogramm flr die Quartierssanierung
ohne Erhéhung der Warmmieten, zur Klima-Modernisierung ganzer Stadtviertel und Doérfer

und ihrer Gebaude, gemeinsam geplant mit den Menschen und Unternehmen vor Ort,

* deutlicher Ausbau der Forderung und Unterstitzung fur Kommunen, damit auch
finanzschwache Kommunen diese Aufgaben im kommunalen Klimaschutz wahrnehmen
und ihre
eigenen Liegenschaften modglichst schnell klimaneutral machen kénnen,

* ein Steuerbonus fir selbst nutzende Eigentimer*innen, die ihr Haus oder ihre Wohnung
klimafreundlich modernisieren wollen,

* endlich konsequenter Klimaschutz bei Bundesimmobilien: Klima-Fahrplan fur die
bundeseigenen Liegenschaften und ein Aktionsprogramm klimaneutrale
Bundesverwaltung;

Ziel: sdmtliche Bundesliegenschaften werden bis zum Jahr 2030 klimaneutral,

» 200 Millionen Euro jahrlich fur qualifizierte Energieberatung wie Klima-Service und
Klima-Check.
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Mehr Energieeffizienz. Die beste Energie ist diejenige, die gar nicht erst verbraucht wird.
Hier reichen die heutigen politischen Rahmenbedingungen fur mehr Energiesparen und bessere
Energieeffizienz bei weitem nicht aus. Wir brauchen:

* Forderprogramme fur die Entwicklung und Nutzung O6kologischer Bau- und Dammstoffe,
um
Alternativen zu synthetischen Dammstoffen auf fossiler Basis zu unterstutzen,

» die Umsetzung des gultigen EU-Rechts in ein modernes Gebaudeenergiegesetz, das an
Energieeffizienz und dem CO,-Ausstofs ausgerichtet ist,

» Mdglichst geringer Energieverbrauch als verpflichtenden Standard: das Passivhaus bei
Neubauten, und bei umfassender Modernisierung sowie Sanierung des Bestandes soll das
KfW-Effizienzhaus 55 der Zielstandard sein, oberhalb der gesetzlichen Standards wollen
wir die Férderung durch die KfW aufstocken.

 flr energetische Modernisierungen staatliche Nullzins-Darlehen mit langen
Rucklaufzeiten, denn eine bessere Investition als Energieeinsparung gibt es nicht.

Warmenetze dekarbonisieren und ausbauen. Ein relevanter Teil der Warmeversorgung
erfolgt

Uber Nah- und Fernwarmenetze. Doch derzeit wird das Potenzial der leitungsgebundenen
Warme

fur den Klimaschutz nicht ausreichend genutzt. Das gilt hinsichtlich der Integration von
erneuerbaren Energien ebenso wie fir die Nutzung von Abwarme, die bei Produktions- und
Dienstleistungsprozessen entsteht und ansonsten als ungenutztes Nebenprodukt an die Umwelt

abgefuhrt werden musste. Wir wollen:

* Nahwarmenetze zielgerichtet ausbauen und die entsprechenden Férderprogramme
erhéhen,

* ein Férderprogramm in Hohe von 400 Millionen Euro fir 10.000 Warmespeicher auflegen,
damit insbesondere Gemeinden oder Stadtteile mit Warmenetzen mindestens einen
groRen
Warmespeicher errichten kénnen und so die Flexibilitat im Warme- und
Stromversorgungssystem erhoht wird,

* verpflichtende Emissionsminderungsziele flr Fernwarmebetreiber,

* Warmenetze fur die Einspeisung erneuerbarer Warme sowie industrieller und gewerblicher

Abwarme durch gesetzliche Regelungen 6ffnen, um auch die Nah- und
Fernwarmeversorgung

so schnell wie moéglich zu dekarbonisieren. Wenn eine Warmeversorgung auf Basis von
Abwarme maoglich ist, ist diese einer Nutzung von zusatzlichen Erneuerbaren
vorzuziehen.

Flachensparend Wohnen und ressourcensparend Bauen. Die Effizienzgewinne durch
energetische

Modernisierungen wurden in den letzten Jahrzehnten weitgehend durch die Zunahme der Pro-
Kopf-Wohnflache aufgezehrt, sodass der Energieverbrauch real kaum gesunken ist. Und das
trotz Dammung, effizienterer Heizkessel und dreifachverglaster Fenster. Gleichzeitig steckt

in jedem Neubau graue Energie, die fUr die Herstellung von Beton, Stahl und anderen
Baustoffen eingesetzt wurde. In Zeiten der Klimakrise heiSt die Losung fur zu wenig
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verflgbaren, bezahlbaren Wohnraum deshalb auch, den bestehenden Wohnraum besser
auszunutzen.

Dazu vereinfachen wir die rechtlichen Voraussetzungen fur Wohnungstausch, férdern flexible
Grundrisse und beraten zu Umzigen und Umbauten mit dem Ziel der Verkleinerung der
Wohnflache. Mit einem Programm fur flachensparendes Wohnen ermdglichen wir es
beispielsweise

Eltern, ihre Wohnung nach dem Auszug ihrer Kinder so umzubauen, dass die alten
Kinderzimmer

vermietet werden kénnen.

6¢c. Verkehrswende - mehr Mobilitat mit weniger Verkehr

Rund 20 Prozent der deutschen Treibhausgase kommen aus dem Verkehrssektor. Von einem
Minderungspfad, der mit den Klimazielen von Paris vereinbar ware, sind wir meilenweit
entfernt. Die Emissionen im Verkehrssektor sind derzeit immer noch genauso hoch wie 1990,
alle Effizienzmalinahmen sind durch héheres Gewicht, starkere Leistungen, langere Strecken im
Autoverkehr und die Zunahme des StraBenguUterverkehrs aufgezehrt worden, alle Klimaziele im
Verkehrssektor werden krachend verfehlt. Die zunehmenden Emissionen des von Deutschland
ausgehenden internationalen Luftverkehrs sind dabei noch nicht einmal berlcksichtigt. Allein
die durch unseren Verkehr verursachten Folgekosten liegen pro Jahr bei 149 Milliarden Euro.

Mobilitat und Lebensqualitat zusammenzubringen heildt: Verkehr vermeiden, verlagern und
klimafreundliche Verkehrsmittel miteinander vernetzen. Ein "Weiter so" ware nicht nur
Okologischer, sondern auch volkswirtschaftlicher Irrsinn. Um Klimaschadigung und
Verkehrsbelastungen wirksam zu vermindern, missen wir eine umfassende Verkehrswende auf
den

Weg bringen. Mit ihr geht die Ara des fossilen Verbrennungsmotors und eine einseitig auf
immer mehr Pkw- und Lkw-Verkehr ausgerichtete Infrastrukturentwicklung zu Ende.

Mit dem Ausbau von Schiene, OPNV und Radverkehr, der Vernetzung von Verkehrsangeboten,
mit

neuen Sharing-Formen und der Antriebswende kénnen wir den Energiebedarf des Verkehrs
vermindern, eine flr alle Menschen bezahlbare Mobilitat schaffen und die Klimaziele im
Verkehr erreichen. Wir kdnnen die Anzahl der Autos verringern, die heute Tag flur Tag im Stau
stehen und in den Stadten wertvolle Flachen vollstellen, und so Verkehrssicherheit und
Lebensqualitat erh6hen, ohne unsere Mobilitat zu vermindern. Schon die Entzerrung
eingeschliffener Tagesablaufe, etwa des Schulbeginns, hilft uns, den Bedarf nach Mobilitat
gleichmaBiger zu verteilen und unsere Infrastruktur besser zu nutzen.

Unsere Schwerpunkte fir eine klimafreundliche Mobilitat sind:

Uberarbeitung des ordnungs-, finanz- und steuerpolitischen Rahmens der
Verkehrspolitik.

Diesen Rahmen zu Uberarbeiten mit dem Ziel der Férderung sozialvertraglicher, 6kologischer
und technischer MaBnahmen heift:

* den Bundesverkehrswegeplan komplett zu Gberarbeiten und als Bundesnetzplan fur
Mobilitat neu aufzustellen,

» den Kommunen das Recht zu geben, innerorts eigenstandig und unburokratisch Uber die
Einfihrung von MalBnahmen zur Einhaltung der Klimaziele zu entscheiden: zum Beispiel

Seite 18



Handeln - und zwar jetzt! MaBnahmen flr ein klimaneutrales Land

autofreie Innenstadte und Quartiere innerhalb ihrer Stadtgrenzen und/oder in
Kooperation mit benachbarten Kommunen gestalten und daflr die Reduzierung
offentlichen

und privaten Parkraums umzusetzen, FahrradstraBen und Fulwegenetze, Tempolimits
oder

eine City-Maut einfiuihren,

» den steuer- und finanzpolitischen Rahmen u.a. mit dem Ziel auszuschdpfen, den Kauf von
Autos mit fossilem Verbrennungsmotor auslaufen zu lassen und die Nutzung 6ffentlicher
Verkehrsangebote preiswert zu gestalten.

Die Bahn flott machen. In den letzten Jahrzehnten wurde einseitig in den StralSenbau
investiert, wahrend Schieneninfrastruktur in groBem Ausmalfd zuriickgebaut wurde. Jetzt ist die
Schiene dran! Wir brauchen eine deutliche Erhéhung der Mittel fur die Schiene. Wahrend in
der Schweiz 348 Euro pro Einwohner*in in die Schiene flieBen, sind es in Deutschland nur 64
Euro pro Kopf. Wir werden das Bestandsnetz besser pflegen und erhalten, stillgelegte
Strecken reaktivieren und das Schienennetz ausbauen.

Zur Finanzierung wollen wir den bisherigen "Finanzierungskreislauf Strae" auflésen, wonach
Einnahmen aus der Lkw-Maut allergréfStenteils in den Strallenbau flieen. Mauteinnahmen
mussen

auch der Bahn zugutekommen. Ab 2025 wollen wir keine neuen Bundesstrallen mehr in Angriff
nehmen, da Deutschland mit StraBen ausreichend erschlossen ist, wahrend bei den
Schienenwegen erhebliche Nachholbedarfe aufzuarbeiten sind. Die Bahn ist das Verkehrsmittel,
das sich am einfachsten und mit der héchsten Energieeffizienz elektrifizieren lasst. Sie ist

das Ruckgrat der Verkehrswende. Es braucht jedoch erhebliche Anstrengungen, damit sie diese
Rolle endlich Gbernehmen kann:

* Bundesweiten Deutschlandtakt einfihren: garantierte Anschlisse, dichter Takt,
Abstimmung Fern- und Nahverkehr.

* Regionalisierungsmittel erhdhen mit dem Ziel, die Fahrgastzahlen in Zlgen bis
spatestens 2030 zu verdoppeln und langfristig zu vervierfachen.

* Innerdeutschen und grenzuberschreitenden Schienenverkehr starken: fehlende
Verbindungen im Schienennetz herstellen, Elektrifizierungslicken schlieRen, mehr
Ausweichstellen und Weichen schaffen sowie bisher eingleisige Strecken ausbauen.

* Passagierrechte europaweit starken, Nachtzugverbindungen wieder aufnehmen und
erweitern.

* Um auch bei der Bahn das fossile Zeitalter auslaufen zu lassen, sind bis zum Jahr 2030
mindestens 75 Prozent der Bahnstrecken zu elektrifizieren. Die verbleibenden Strecken
sind entweder ebenfalls zu elektrifizieren oder die Zlige werden auf alternative
Antriebe umgestellt.

* Technische Mdglichkeiten ausschdpfen zur intelligenten Steuerung des Schienenverkehrs
sowie zur Steigerung der Nutzung, bspw. Taktverdichtung.

* Bessere Harmonisierung und Verstarkung des internationalen Bahnverkehrs zur
Beseitigung technischer Hemmnisse und fir verbesserte Verbindungen; damit
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einhergehend
Anschlussgarantien und grenziberschreitender Verbraucher*innenschutz.

* Erstellung eines Reaktivierungskonzeptes fur ungenutzte und stillgelegte
Schienenstrecken sowie Personen- und Guterbahnhdfe inklusive der Chance, bereits
entwidmete, aber notwendige Trassen wieder zu ertlichtigen.

* Die wachsende Zahl von Eisenbahnverkehrsunternehmen erfordert eine neutrale
Uberwachung der Plinktlichkeit. Wir wollen diese nach einheitlichen Kriterien dem
Eisenbahn-Bundesamt ubertragen und die unzureichende Selbstkontrolle der
Unternehmen
beenden.

Den offentlichen Personenverkehr starken. Damit alle bezahlbar, verlasslich und
klimaschonend von A nach B kommen, muss der Offentliche Personenverkehr besser ausgebaut
und

die Angebote verbessert werden. Dazu braucht es:

* ein Foérderprogramm "Mobilitat im Iandlichen Raum" mit eindeutigen Kriterien zugunsten
des Ausbaus von vernetzten Mobilitats- und Fahrzeugangeboten,

« die deutliche Erhéhung der Mittel fiir den Ausbau des Offentlichen Personennahverkehrs,
um die Kapazitaten und das Preis-Leistungs-Verhaltnis zu verbessern,

« die Forderkriterien fir neue OPNV-Verbindungen tberarbeiten und Klima- und
Umweltschutzaspekten ein groReres Gewicht geben,

* einen Mobilpass, um aus einer Hand mit allen Verkehrsmitteln - Busse, Bahnen, Share-
Bikes und -Cars - in ganz Deutschland unterwegs sein zu kénnen,

* eine Mobilitatsgarantie fur alle Menschen in Deutschland: durch gezielte Férderung
strukturschwacher Regionen allen Menschen Zugang zu einem regelmafigen und
verlasslichen Nahverkehrsangebot ermdéglichen,

* ein Investitionsprogramm zur Modernisierung und Sanierung der Personenbahnhéfe Uber
die bestehenden Initiativen hinaus,

* die Forderung von bundesweit zwanzig Modellprojekten, bei denen Kommunen auf einen
umlagefinanzierten stark preisreduzierten oder ticketslosen OPNV umsteigen wollen -
zudem werden wir die rechtlichen Hurden flr alternative
Nahverkehrsfinanzierungsmodelle abbauen. Wir wollen Konzepte entwickeln, wie man
einen
ticketlosen OPNV vor Ort erreichen kann,

* das Nutzen der Digitalisierung unter Berucksichtigung des Datenschutz, um weitere
Kapazitatserh6hungen und Flexibilisierungen im OPNV zu erreichen,

* ein Investitionsprogramm flir Oberleitungs- und Schienenfahrzeuge in den Stadten
zugunsten eines engmaschigen Nahverkehrsnetzes (Trams, Trolleybusse, Straenbahnen),

* die Erstellung eines bundesweiten Mobilitatskonzeptes, das den Umweltverbund auch im
Umland starkt, inklusive eines bundesweiten Rad- und FuBwegekonzepts in
Zusammenarbeit
mit den Bundeslandern zugunsten einer sicheren Rad- und FuBwegeinfrastruktur mit allen

notwendigen technischen Nebenanlagen wie Servicestationen oder Notrufe.
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Vorrang fir Rad- und FuBverkehr. Vier von zehn Autofahrten in der Stadt sind unter finf
Kilometer - Distanzen, die leicht mit dem Fahrrad oder sogar zu Ful8 zurtiickgelegt werden
kdnnen. Dem FuB- und Radverkehr wird bislang aber meist nur so viel Platz zugestanden, dass
der Auto- und Lastwagenverkehr ungehindert rollen kann. Dabei legen die Menschen ein Drittel
ihrer taglichen Wege zu Fuls oder mit dem Rad zurlck. Hochste Zeit, dass diese
klimafreundlichsten Fortbewegungen endlich nicht mehr behindert, sondern geférdert und
sicher gestaltet werden. Dazu braucht es:

* eine gerechte Verteilung und mehr Raum fur FulSganger*innen und Fahrradfahrer*innen in
den Stadten und Gemeinden sowie neue Modglichkeiten des Parkraummanagements durch
Anderung des StraRenverkehrsrechts,

* autofreie Innenstadte, deren Planung und Einrichtung wir finanziell unterstitzen
wollen, und die Férderung von City-Maut-Zonen,

* gemeinsame Bund-Lander-Kommunen-Programme zur Férderung von Rad- und
FuBverkehr,

* eine Erhéhung der Mittel: Die Finanzierung fahrrad- und fuligangerfreundlicher Kommunen
muss sich an 100 Euro pro Einwohner*in pro Jahr orientieren,

« eine Rad- und fuRverkehrsfreundliche Uberarbeitung des StraBenverkehrsrechts, um
Radfahren und zu Fuls gehen als gleichberechtigte Verkehrsarten zu férdern und deutlich
sicherer und bequemer zu machen. AuBRerdem mussen BuRgelder fur
verkehrsgefahrdendes
und fuB- und radverkehrsbehinderndes Verhalten erhéht werden,

» das Nutzen der Digitalisierung, um Sicherheit und Vorfahrt fir Rad- und FuBverkehr
umzusetzen.

Tempolimits. In erster Linie helfen Tempolimits, den Verkehr sicherer zu machen, und
Unfalle, Tote und Verletzte zu vermeiden. Aber sie tragen auch zu Larm-, Umwelt- und zum
Klimaschutz bei. Sehr schnell umsetzbar sind:

* die EinfUhrung eines allgemeinen Tempolimits von 130 km/h auf Autobahnen. Wenn
besondere Grinde es notwendig machen, wie beispielsweise in und um Stadte oder
Ballungsgebiete, dann gelten maximal 120 km/h.

* die Einfuhrung von Tempo 30 innerorts auf allen StralRen als Regelgeschwindigkeit. Die
Kommunen dirfen dort auf Tempo 50 erhéhen, wo dadurch keine zusatzliche Gefahrdung
entsteht.

* ein automatisiertes Verlangsamen in Gefahrenzonen, insbesondere vor
Kreuzungsbereichen, Schulen oder Krankenhausern.

* das Anscharfen des Buligeldkatalogs fur Falschparken und zu schnelles Fahren.

Emissionsfreie Mobilitat voranbringen. Trotz Bahnausbaus und gut funktionierendem
Personennahverkehr wird in naher Zukunft das Auto weiterhin eine wichtige Rolle spielen -
insbesondere in l[andlichen Radumen. Jetzt muss die Bundesregierung endlich die richtigen
politischen Rahmenbedingungen setzen, damit der Sprung in die Zukunft klimafreundlicher
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Antriebe schnell und reibungslos gelingt und es neue Ideen fir gemeinschaftliche
Nutzungskonzepte gibt:

» Spatestens ab 2030 sollen nur noch emissionsfreie Autos neu zugelassen werden.

* Die Grine Bundestagsfraktion wird beauftragt, unter Hinzuziehung externer
Einschatzungen aus Wissenschaft und Wirtschaft und in Kooperation mit der
Bundesarbeitsgemeinschaft Mobilitdt und Verkehr bis Ende 2020 ein Ausstiegsszenario
fur das Ende des Verbrennungsmotors sowie die Produktion und den Vertrieb fossiler und
klimaschadigender Kraftstoffe auszuarbeiten und der Bundesdelegiertenkonferenz zur
Beschlussfassung vorzulegen.

* Die Forderung emissionsfreier Fahrzeuge soll durch eine Bonus-Malus-Regelung in der
Kfz-Steuer wirken, die kleine und energiearme Fahrzeuge belohnt und emissions- und
energieverbrauchsintensive Fahrzeuge teurer macht sowie durch Quoten flir E-Autos.
Diese Quoten sollen ab 2021 exponentiell ansteigen, damit bereits Mitte der 2020er
Jahre drastisch weniger Autos mit fossilem Verbrennungsmotor auf den Markt kommen.

* Die 6ffentliche Hand muss bei emissionsfreien Fahrzeugen mit gutem Beispiel vorangehen

und bspw. Dienstwagenflotten und Nutzfahrzeugparks schnell umstellen.

* Wir wollen den Ausbau und die Standardisierung der Ladeinfrastruktur fur
Elektromobilitdt im 6ffentlichen und privaten Raum, die Entwicklung eines
flachendeckenden, engmaschigen 6ffentlichen Netzes von Lade- und Tankstellen fur
grunen Wasserstoff sowie CO,-neutrales Gas mit unkomplizierter Handhabung und

Abrechnung sowie mit transparenten Preisen und Abbau blrokratischer Hiarden fur
Ladestellen in Wohnhausern. Ladestellen sollten auch flur E-Fahrrader und andere
Elektrofahrzeuge nutzbar sein und wahrend des Ladens sichere Abstellmdglichkeiten
bieten.

* Wir wollen den Abbau von Subventionen flr fossil betriebene Autos sowie steuerliche
Anreize fur die Nutzung von Rad, Bus, Bahn und abgasfreier Autos statt die
Subventionierung schwerer Dienstwagen.

Flugverkehr vermeiden und die Subventionierung des Flugverkehrs beenden. Wir
wollen

innerdeutschen Flige und Kurzstreckenflige ins benachbarte Ausland durch schnelle und
bezahlbare Alternativen mit der Bahn bis 2030 Uberflissig machen. Zug um Zug mit dem
Ausbau

der Bahn werden wir Inlands- und Kurzstreckenflige streichen, sodass diese bis 2030 der
Vergangenheit angehdren. Staatliche Institutionen sollen beim Wechsel vom Flugzeug zur Bahn
als Vorbild voran gehen und ihre Regelungen zur Reisekostenerstattung entsprechend
anpassen.

Dazu muss massiv in die Schieneninfrastruktur und das Zugmaterial investiert und zugleich
die Subventionierung des Flugverkehrs beendet werden. Insgesamt muss der Flugverkehr
klimafreundlicher gemacht werden. Wir wollen:

* die Befreiung des Kerosins von der Energiesteuer beenden,

* die Mehrwertsteuer fur alle Flugreisen einflhren und eine Vervierfachung der Steuern
auf Flugreisen, solange Kerosin- und Mehrwertsteuer nicht im vollen Umfang erhoben

Seite 22



Handeln - und zwar jetzt! MaBnahmen flr ein klimaneutrales Land

werden, dabei soll es eine Differenzierung nach Streckenlange, Klasse und
Larmbelastung geben sowie die Ausweitung auf Frachtflige,

» dass die Statussysteme fur Vielflieger*innen und die Bonusmeilenprogramme aufgrund
ihrer klimapolitischen Fehlanreize beendet werden,

* die Subventionierung von Flughafen stoppen,

» keine weiteren Start- und Landebahnen mehr genehmigen, sondern entsprechend des
wegfallenden Inlandsverkehrs reduzieren,

 die Start- und Landegebuhren flr besonders klimazerstérende, schadstoffreiche und
laute Flieger erhéhen,

* eine Initiative zur Festlegung ambitionierter CO,-Grenzwerte fur Flugzeuge
international vorantreiben,

 die Forschung und Férderung von emissionsneutralen Flugzeugen und Kraftstoffen
férdern,

* Flige mit Start und Ziel auBerhalb der EU schnellstmdéglich wieder in den Europaischen
Emissionshandel einbeziehen - ohne kostenlose Zuteilung von Zertifikaten,

» europaische und bilaterale Abkommen zur Erhebung einer Kerosinsteuer.

Den Gluterverkehr dekarbonisieren. Der Giterverkehr nimmt immer weiter zu. Gleichzeitig
wachst der Anteil des Gltertransports auf der Stralle, nicht aber auf der Schiene. Das wollen
wir umdrehen. Eine klimafreundliche Verkehrspolitik muss:

e die Lkw-Maut reformieren: Staffelung der Maut nach CO,-Ausstols sowie Ausdehnung der
Lkw-Maut auf alle Straflen und alle Lkw Gber 3,5 Tonnen,

» schnell Guter von der StraRe auf die Schiene bringen: dauerhafte Halbierung der
Trassenpreise, Ausbau der Schieneninfrastruktur,

* den Transportbedarf und den Guterverkehr reduzieren durch regionale
Wirtschaftskreisldufe und Verlagerung des Restverkehrs auf umweltfreundliche
Verkehrstrager,

» den gesamten Guterverkehr - auf StralRe, Schiene, Wasser und in der Luft - auf
erneuerbare Energien umstellen; dazu bedarf es umfangreicher Forschungs- und
Markteinfihrungsférderung,
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Mit der Binnen- und Seeschifffahrt die Klimaziele einhalten. Wir wollen:

 die Koordinierung und Konzeptionierung der Schifffahrt und der Hafen endlich in eine
verantwortliche zentrale Aufgabe des Bundes Uberfuhren, um die Klimaziele und die
Kapazitatsauslastung aller Hafen einzuhalten,

* klimafreundliche Antriebe zunachst auf EU-Ebene zum Standard machen,

» die Kreuzschifffahrt endlich Umweltstandards unterwerfen, denn diese gelten dort
bisher nicht

* mehr Guter von der StrafRe auf das Binnenschiff bringen, in dem wir ziigig marode
WasserstralBen umweltvertraglich sanieren und ihren Erhalt und Modernisierung
langfristig sichern,

» schnell eine flachendeckende und verpflichtende Landstromversorgung in Hafen
aufbauen,

 die Flottenerneuerung und Modernisierung der Binnenschifffahrt unterstitzen, um
schnell zu emissionsfreien Antrieben zu kommen,

e den Seeschiffsverkehr in den EU-Emissionshandel einbeziehen,

» verbindliche Emissionsminderungsziele fUr die Seeschifffahrt - méglichst global, in
einem ersten Schritt jedoch von und zu Hafen in der Europaischen Union. Diese
Forderung hat Luxemburg bereits in den Rat der Mitgliedsstaaten eingebracht.

Ausbildungs- und Forschungsoffensive. Wir wollen:

* Die Forschung in Vernetzung und Digitalisierung von Verkehr darf nicht langer
vernachlassigt werden. Fir neue Antriebe sowohl fur Kraftfahrzeuge, fir Schiffe und
vor allem fir Flugzeuge brauchen wir innovativen Forschungsgeist. Deutschland hat die
Moglichkeit, zum globalen Spitzenreiter in diesem Sektor zu werden. Auch die Forschung
in die Vermeidung von Ultrafeinstaub muss hdéhere Prioritat genieRen.

* Die Bundesregierung hat dafur Sorge zu tragen, dass die Ausbildung von Verkehrs- und
Stadtplaner*innen der klimafreundlichen Mobilitdt Rechnung tragt. Vorbilder sind hier
unsere europaischen Nachbarn Niederlande und Danemark.

6d. Zukunftsfahige Industriepolitik

Auch die Industrie muss einen deutlich starkeren Beitrag zum Klimaschutz leisten als bisher.
Die CO,-Emissionen sind gerade hier in den vergangenen Jahren nicht gesunken - trotz
europaischem Emissionshandel. Digitalisierung und andere neue Technologien wie der Einsatz
Kinstlicher Intelligenz kdnnen helfen, dkologische Effizienz zu heben, die Sektorenkopplung
effizient zu nutzen und die flr eine 6kologische Wende der Wirtschaft dringend bendétigten
Innovationen auszuldésen. Wir gehen auf die energieintensiven Industrien und GrolBverbraucher
von Energie zu, wie Stahl, Zement, Chemie, Papier, Aluminium, Glas, um gemeinsame
MaBnahmen

zur Dekarbonisierung zu beraten und umzusetzen. Eine dekarbonisierte Industrie wird
wettbewerbsfahiger sein als heute. Eine deutsche Industrie, deren Klimaneutralitat ein
internationaler Wettbewerbsvorteil ist, sichert ihre Zukunft.

Dem entgegen steht aber aktuell der immense und stetig steigende Energiehunger der digitalen

Transformation, der droht, zum Brandbeschleuniger der Klimakrise zu werden.
Effizienzsteigerungen im Energieverbrauch werden durch Rebound-Effekte mehr als
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aufgefressen. Deshalb braucht es eine Suffizienzstrategie, die die Entwicklungen der
digitalen Transformation hinsichtlich ihres Ressourcenverbrauches sinnvoll begrenzt. Zudem
wollen wir durch ein Bindel an Mallhahmen dazu beitragen, die Umweltbilanz digitaler
Technologien zu verbessern, etwa durch:

» Verpflichtung zur Nutzung der Abwarme von Rechenzentren,

* Einfihrung von Benchmarks und Klassen des Energieverbrauchs bei Soft- und Hardware
und
Kennzeichnungspflicht der Energieverbrauchsklasse,

* Verpflichtung flr Einrichtungen der 6ffentlichen Hand und 6ffentlich geférderte
Projekte, ausschlielSlich daten- und energiesparsame Soft- und Hardware zu verwenden,

» Ersetzen von Kupferkabeln durch Glasfaserverbindungen auch auf der letzten Meile,

* EinfUhrung eines Right to Repair und einer Software Updategarantie flir zehn Jahre bei
allen Digitalgeraten,

* Einrichtung von ressortibergreifenden Sonderprogrammen/-budgets flr innovative
digitale Projekte der 6ffentlichen Hand mit besonderem 6kologischem Nutzen,

* Implementierung des Aspekts Daten- und Energiesparsamkeit in Aus- und Weiterbildung
von Anwender*innenn und von Produkt- und Softwaredesigner*innenn, sowie der
Forderung
und Beratung von Start Ups.

Die wichtigsten industriepolitischen Rahmenbedingungen und innovationspolitischen
Forderinstrumente sind vor diesem Hintergrund:

* Investitionen in CO,-freie Industrieprozesse tatigen: Starkung des Emissionshandels,

bessere Abschreibungsmadglichkeiten, Férdergelder fur Modellprojekte, gezielte
Forschungsférderung,

» erneuerbare Energien zur Eigennutzung glnstiger machen,

» zuklnftige Férderung im Kraft-Warme-Kopplungs-Gesetz nur flr den Einsatz von
Erneuerbaren,

* Anreize setzen: die bestehenden Regeln zum Schutz der Wettbewerbsfahigkeit der
energieintensiven Industrie zielgenauer ausrichten und GrenzausgleichsmaBBnahmen
einfuhren, damit die Industrie vor mdéglichen Nachteilen im internationalen Wettbewerb
mit Staaten ohne vergleichbare Klimaschutzpolitik geschutzt bleibt. Gleichzeitig soll
damit ein starkerer Anreiz fUr die Industrie gegeben werden, in CO,-freie Technologien

zu investieren und CO,-sparsame Werkstoffe einzusetzen,

* Investitionen in CO,-freie Industrieprozesse ermaoglichen: insbesondere in den
Bereichen Stahl, Chemie und Zement lohnen sich Investitionen in CO,-freie
Industrieprozesse meist erst bei sehr hohen CO,-Preisen, die das europaische

Emissionshandelssystem derzeit noch nicht abbildet. Damit sich solche Investitionen
far Unternehmen schon heute rechnen, wollen wir den Unternehmen die Differenz
zwischen

dem aktuellen CO,-Preis und den tatsachlichen CO,-Vermeidungskosten erstatten, die
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ihnen durch die Investitionen in neue Verfahren und Technologien entstehen ("Carbon
Contract for Difference"),

 klimafreundliche Leitmarkte schaffen: Umstellung der gesamten 6ffentlichen Beschaffung
auf klimafreundliche Produkte, Produktionsverfahren, Fahrzeuge, Immobilien; Einsatz
recycelter Werkstoffe; europaweite klimaschutzende Produktstandards einflihren,

* Quoten festlegen: Um den Umbau der energieintensiven Unternehmen planungssicherer
zu
gestalten und perspektivisch finanzielle Férderung zu reduzieren, unterstutzen wir die
Vorschlage auf europaischer Ebene im Zuge des angekindigten Klimapaketes,
ansteigende
Quoten fur klimaneutralen Stahl, Kunststoffe oder Zement in Autos oder auch Windradern
und Gebauden festzulegen,

* die zentralen innovationspolitischen Férderinstrumente gezielt auf die Bekampfung der
Klimakrise ausrichten: Explizit klimafreundliche Innovationen werden bevorzugt
geférdert. Dies betrifft etwa die Startup-Férderung, die Forschungs- und
Entwicklungsférderung sowie die Innovationsférderung flr den Mittelstand, die wir
sozial-6kologisch ausrichten moéchten, die Hightech-Strategie, die KI-Strategie oder
die neue Agentur fur Sprunginnovationen,

wir geben Planungssicherheit und senken die EEG-Befreiung der energieintensiven
Industrien schrittweise. Dadurch senken wir die EEG-Umlage flr alle anderen und
entlasten sofort Haushalte mit niedrigem Einkommen, kleine und mittelstandische
Betriebe und schaffen damit sozialen Ausgleich. So schaffen wir die Grundlage fur mehr
Investitionen in der energieintensiven Industrie,

* Systeminnovationen fur eine klimaneutrale Wirtschaft identifizieren und férdern, zum
Beispiel durch die Ausdehnung von Férderformaten wie den Kopernikus-Projekten (z.B.
Power-to-Gas) auf weitere Politikfelder wie Landwirtschaft und Verkehr,

die Vorgaben auf europaischer Ebene zur Kreislaufwirtschaft ausbauen: Durch eine
verstarkte Kreislaufwirtschaft konnen die CO,-Emissionen der vier wichtigsten

Industriesektoren (Kunststoff, Stahl, Aluminium und Zement) in Europa um die Halfte
reduziert werden,

klimaneutrale Kreislaufwirtschaft verankern: u.a. durch ein gesetzliches
Abfallvermeidungsziel flr Verpackungsmuill von 110 Kilogramm pro Kopf bis 2030, durch
Ressourcenschonung und Recyclingfahigkeit von Produkten in der Okodesign-Richtlinie,
durch die Einrichtung eines Forschungsinstituts zur Férderung der Kreislaufwirtschaft,
durch zunehmende Verpflichtung und Férderung zur Wiedereinspeisung von Plastik in die
Kunststoffproduktion und mehr Transparenz Uber die energetischen Kosten Uber den
gesamten Lebenszyklus.

6e. Landwirtschaft klimafreundlich und klimafest machen

Kein anderer Bereich ist so unmittelbar auf den Erhalt unserer Lebensgrundlagen angewiesen
wie die Land- und Forstwirtschaft. Dieser Sommer hat erneut deutlich gemacht: Die
Landwirtschaft ist schon heute sowohl Leidtragende als auch Mitverursacherin der Klimakrise

- und far uns auch ein Teil der Losung. Unser Ziel ist ein klimaneutrales

Landwirtschaftssystem, in dem nicht nur klimaschadliche Gase reduziert werden, sondern es zu
einer langfristigen Kohlenstoffbindung in Boden und Baumen kommt.

Die Landwirtschaft produziert heute gréRtenteils nach Bedingungen, die in eine Sackgasse fur
Bauer*innen, fir Umwelt und Klima fihren. Das Motto ist "Wachse oder weiche!", produziere
also intensiver und billiger. Wir missen dieses System grundsatzlich andern, so dass ein
umwelt-, tier- und klimafreundliches Wirtschaften sich eher lohnt als industrialisierte
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Landwirtschaft. Die Agrarpolitik der Bundesregierung wie auch die EU-Agrarpolitik tun aber
genau das nicht und leisten so ihren Beitrag, die Klimakrise anzuheizen. Immer mehr
Landwirt*innen erkennen, dass dieser Weg in die Sackgasse fuhrt. Gemeinsam mit den
Bauer*innen wollen wir zu einer standortangepassten Tierhaltung kommen.

Auch beim Ackerbau ist spatestens seit der Durre 2018 klar, dass wir eine Strategieanderung
brauchen. Wir wollen, dass Boden so bewirtschaftet werden, dass sie CO, speichern und

Wetterextreme abpuffern. Und wir wollen darauf hinwirken, dass widerstandsfahige
Anbausysteme geférdert werden, um zukinftigen Wetterextremen besser trotzen zu kénnen,
etwa

durch die Verbindung von Fruchtfolgen, die Verbesserung von Bodengesundheit und
Bodenschutz

oder Agroforstsysteme.

Unsere Ernahrung tragt zu einem FlUnftel zu unserer schlechten Klimabilanz bei. Vor allem der
Ubermaliige Fleischkonsum ist hierfur verantwortlich. Global betrachtet verursacht die
Erzeugung tierischer Lebensmittel mehr Klimagase als der gesamte Verkehrsbereich. Heute
wandert ein Drittel der weltweiten Getreideernte in die Futtertroge. Klar ist: Die

Produktion und der Konsum von Fleisch und anderen tierischen Produkten mussen sinken,
Dumpingpreise der Vergangenheit angehdren. Unser Ernahrungssystem muss umgebaut
werden,

damit 6kologische, regionale und gesunde Ernahrung der leichte Weg sind. Vom Kindergarten
Uber Schulen bis zu Krankenhausern soll die Gemeinschaftsverpflegung dementsprechend
umgestaltet werden, soll die Lebensmittelversorgung in der Stadt und auf dem Land auf
regionale Wertschoépfungsketten setzen und damit ihren Klimabeitrag leisten.

Malnahmen fur eine klimagerechte Landwirtschafts- und Ernahrungspolitik:

* Radikaler Umbau der EU-Agrarférderung (GAP) und Qualifizierung der Gelder der
Europaischen Agrarpolitik: Offentliche Gelder sollen qualifiziert und spatestens ab
2027 nur in 6ffentliche Leistung investiert werden. Geférdert werden soll dann nur
noch eine klimagerechte und tier-, arten- und umweltschitzende Landwirtschaft.
Deutschland hat Uber den Europaischen Rat Einfluss und Mdglichkeit, diesen
Systemwechsel in der EU-Agrarpolitik einzufordern. Wir mussen alle bestehenden und
sich durch die GAP-Reform ergebenden Méglichkeiten nutzen, um eine klimagerechtere
Landwirtschaft voranzubringen.

« Ausweitung des Okolandbaus bis 2025 auf mindestens 25 Prozent der Flache: Dafur
wollen
wir in den nachsten sieben Jahren eine Milliarde Euro Bundesmittel in den Okolandbau
investieren.

* Umbau der industriellen Tierhaltung in tierschutzkonforme Haltung: Die Landwirtschaft
soll ihre Tierhaltung tierschutz- und klimagerecht umbauen. Die Bestande sollen dabei
reduziert werden, der Tierbestand soll flachengebunden sein und bis 2030 maximal bei
zwei GroBvieheinheiten pro Hektar liegen, perspektivisch noch darunter. Zusatzlich
muss es Obergrenzen pro Standort, gerade auch fur Geflligel, geben. Im Gegenzug soll es
eine Foérderung fur den Stallumbau geben. Damit reduzieren wir Methan- und Lachgas-
Emissionen und schitzen Regenwalder vor Abholzung flr europaischen Fleischkonsum
und -
export. Diese MaBRnahmen werden dazu fUhren, dass Fleisch teurer wird.

* Tierhaltende Landwirt¥innen, die die Tierhaltung aufgeben méchten, wollen wir dabei
unterstitzen. Sie sollen vor Ort Beratung in Anspruch nehmen kénnen und bei der klima-
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und naturvertraglichen Umnutzung der Flachen durch einen Bundesfonds unterstutzt
werden.

* Verbot von Importen von Futtermitteln und Palmal von gerodeten Flachen bzw. von
Flachen, fur die natlrliche Okosysteme zerstort wurden durch gesetzliche Regelungen im
Rahmen des Waldaktionsplans auf EU-Ebene.

» Starkung des Anbaus heimischer, Eiweils liefernder Futterpflanzen als Ersatz fur
Import-Soja.

* Anpassung des deutschen Dungerechts an die Anforderungen der EU-Kommission fur
Klima-,
Natur- und Wasserschutz: Wir wollen vor allem fir ohnehin belastete Gebiete neben
einem verbesserten Dingemanagement die Menge an Dingemitteln, die ausgebracht
werden
darf, deutlich begrenzen. Um die tatsachlichen Dingermengen sicher zu erfassen, soll
ein Meldesystem fur den Handel mit Stickstoff- und Phosphordiinger eingeflihrt werden.
Wenn das Ordnungsrecht nicht zeitnah Erfolge erzielt, soll ab 2022 eine
Stickstoffabgabe erhoben werden.

* Den Einsatz von chemisch-synthetischen Pestiziden sukzessive reduzieren und eine
Pestizidabgabe einflhren.

e FOordern von Permakultur: Sie bietet hochste Produktivitat auf minimalem Raum und ist
gut far Béden und Humus.

» Reduzierung der Fleischproduktion: Wir wollen Uber die Konsequenzen des
Fleischkonsums
aufklaren und setzen uns flir mehr Selbstverstandlichkeit von vegetarischer und veganer
Ernahrung ein. Darum férdern wir ein gréBeres Angebot an vegetarischen und veganen
Speisen in Schulen, Mensen und Kantinen. In allen 6ffentlichen Mensen und Kantinen,
von Schulen Uber Krankenhauser bis zu Behdrdenkantinen, muss es mdéglich sein, sich
bezahlbar vollwertig vegan zu ernahren.

* Alternativen zu Fleisch aus pflanzlichen Zutaten werden kinftig eine gréere Rolle
spielen. Die Weiterentwicklung solcher Alternativen halten wir fur richtig und
wichtig, denn sie eréffnen eine Perspektive, tierisches EiweiR ohne Tierleid,
Nitratbelastung und mit deutlich geringerer Klimabelastung herzustellen. Dies ist
zudem ein Weg, um die Tierbestande zu reduzieren, die Tierhaltung zu verbessern und
die Landwirtschaft zu extensiveren.

* Forderung regionaler Produktion: Bei der Art und Weise, wie wir uns ernahren, setzen
wir auf regionale Versorgungsstrukturen und Wertschépfungsketten in der Stadt, auf dem
Land und in der Gemeinschaftsverpflegung. Zugleich entwickeln wir nachhaltige
Ernadhrungsstrategien, woriiber auch der Ausbau des Okolandbaus unterstiitzt wird.

* Eindammen von Lebensmittelverschwendung: Bis 2030 muss die
Lebensmittelverschwendung
halbiert werden - das ist eines der internationalen Nachhaltigkeitsziele. Um das zu
erreichen, brauchen wir verbindliche Reduktionsziele fur alle Stufen der
Wertschépfungskette und einen gesetzlichen Wegwerfstopp fur Supermarkte und
Lebensmittelproduzent*innen. Fir lang haltbare Lebensmittel wie Nudeln oder
Hulsenfrichte wollen wir das Mindesthaltbarkeitsdatum aufheben. Handels- oder EU-
Normen, die dazu fihren, dass zu kleines oder unférmiges Obst und Gemiuse gar nicht
erst die Supermarktregale erreicht, wollen wir abschaffen, Lebensmittelspenden
erleichtern und Containern straffrei machen.

Walder schiitzen...
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Wir brauchen Walder, die der Klimakrise besser trotzen und dabei aktiven Klimaschutz
betreiben. Sie sind unverzichtbar flir den Klimaschutz. Der Aufbau eines naturnahen, gesunden
Waldes kann viele Millionen Tonnen CO, binden, bei nachhaltiger Nutzung des Holzes auch
dauerhaft. Aktuell ist der Wald von der Klimakrise bedroht, das liegt auch an den Fehlern

der Vergangenheit. Statt auf schnell wachsende Nadelholzplantagen zu setzen, brauchen wir
jetzt naturnahe Mischwalder mit standortheimischen Baumarten. Durch den Dirresommer 2018
und

die Hitzeperioden dieses Jahres erleben wir ein neues Waldsterben. Die Waldpolitik muss

daher auf allen Ebenen umsteuern:

* Umwandlung von Holzplantagen in naturnahe Walder vorantreiben und 6kologische
Bewirtschaftung gesetzlich festlegen und férdern und den Erhalt sowie die Erh6hung des
Anteils alter Bdume mit Férdermallnahmen erreichen,

* Waldzukunftsfonds von einer Milliarde Euro fur die nachsten Jahre als erste
Finanzspritze fur den kranken Wald einfihren; Férderung immer nach dem Prinzip
Loffentliches Geld nur fUr 6ffentliche Leistungen” ausgeben,

* Wiederbewaldung mit standortangepassten, heimischen Baumarten auf zerstérten
Waldflachen, in Auen und Niederungen fordern mit Vorrang der Nutzung der
Naturverjingungs- und Naturaufwuchspotentiale,

* Ziele der UN-Declaration of Forests umsetzen,

* FUnf Prozent, perspektivisch zehn Prozent Wildnis- und Naturwaldflachen im
offentlichen Wald bundesweit festschreiben, eine vergleichbare Gréoenordnung durch
Férderung im Privatwald anstreben,

* Die wertvolle Ressource Holz muss effizient und nachhaltig genutzt werden, auch um zu
vermeiden, dass es zu vermehrtem Import von Holzern kommt. Deshalb muissen der
Verbrauch von Frischfasern und der Holzverbrauch fur Paletten/Verpackungen in der
Industrie stark reduziert werden. Daflir wollen wir die Kaskadennutzung férdern, in der
Holznutzung fur langlebige Produkte wie flir den Bau und fur Mdbel an erster Stelle
steht. Erst ganz am Ende einer Nutzungskette sollten kurzlebige Holz- und
Papierprodukte entstehen oder Holz als Energietrager verbrannt werden. Die Nutzung von

landbasierter Biomasse fur energetische Zwecke darf nicht weiter ausgebaut werden. Die
direkte Verbrennung von Frisch-Holz darf nicht weiter geférdert werden und muss
zuruckgehen. Heizungen mit Holz (fester Biomasse) mussen mit wirksamer
Emissionsminderungstechnik entsprechend dem Stand der Technik (z.B.
Partikelabscheider) ausgestattet sein, um negative Effekte auf die Luftqualitat zu
vermeiden.

Kohlenstoffsenke des Waldes erhalten durch Ausweisung von Naturwaldern verbunden mit

einer Anpassung des jahrlichen Holzeinschlags und der Férderung von Waldflachen mit
natdrlicher Waldentwicklung, um Anpassungsprozesse an die Klimakrise zu ermaoglichen.

...und Moore auch.
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Entwasserte Moore setzen Klimagase frei. Besonders landwirtschaftlich genutzte Moorbdéden,
die zwar nur sieben Prozent der landwirtschaftlichen Nutzflache Deutschlands ausmachen,
emittieren 37 Prozent der gesamten Treibhausgasemissionen aus der Landwirtschaft.
Moorschutz

wilrde daher auf die Flache gerechnet Uberproportional hohe Einsparungen in den
Treibhausgasen bedeuten. Daher ist Moorschutz wichtig und notwendig.

* Moore renaturieren: Die schnelle Wiedervernassung von Mooren ist von
Uberproportionalem Nutzen zur Einsparung von Treibhausgasen. Deshalb starten wir ein
gemeinsames groRflachig wirksames Moorrenaturierungsprogramm von Bund und
Landern und
stoppen den Umbruch, die Entwasserung und die Zahlung von Agrarsubventionen fur die
Bewirtschaftung entwasserter Moorb6éden ab 2021.

* 50 Prozent des entwdasserten Waldes sollen bis 2030 wiedervernasst werden.
* FUr alle bundeseigenen Moorflachen muss die Entwasserung sofort gestoppt werden.

* Paludikultur, also die landwirtschaftliche Nutzung nasser Hoch- und Niedermoore,
wollen wir als Landwirtschaft anerkennen und in die Agrarférderung aufnehmen. Dazu
starten wir ein Investitionsprogramm und eine Klimaschutz-Flachenpramie.

* Aus der Gewinnung von Torf wollen wir aussteigen und Torf durch erneuerbare
Alternativen ersetzen.

6f. Green Finance

Der Finanzsektor ist entscheidend fir mehr Klimaschutz. Mit einer breit angelegten Strategie
sorgen wir dafur, dass Anlagekapital in Zukunft Klimaschutz statt Klimazerstérung
finanziert:

» Alle Akteure - Banken, Versicherungsunternehmen und Rating-Agenturen - missen
Risiken,
die sich aus nicht nachhaltigen Investitionen ergeben, konsequent bertcksichtigen. So
kénnen Unternehmen, die Menschenrechte verletzen oder den Klimazielen von Paris
zuwider arbeiten, von den Anleger*innen auf den Finanzmarkten abgestraft werden. Das
heiflt fur sie hdhere Zinsen und schlechterer Zugang zu Kapital.
Nachhaltigkeitskennziffern muissen in der Berichterstattung regelmaRig offengelegt
werden.

* Klimarisiken, die in Konzern- und Bankbilanzen schlummern, sollten bei der Bewertung
durch Rating-Agenturen und die Finanzmarktaufsicht bericksichtigt werden, zum Beispiel
durch Klima-Stresstests fur Banken und Versicherungen oder durch Aufschlage bei
Eigenkapitalanforderungen zu Finanzierungen, die hohe Klima- und Umweltrisiken bergen.

* Damit Kleinanleger*innen von der grunen Finanzwende profitieren und ihr Geld mit gutem

Gewissen anlegen kdnnen, brauchen wir ein EU-Label fur nachhaltige Finanzprodukte mit
starken 6kologischen und sozialen Standards. Anhand eines einfachen
Klassifizierungssystems und klarer Standards flr Grine Anleihen kdnnen Anleger*innen
sich einfach Uber den Grad der Nachhaltigkeit ihrer Geldanlage informieren. Auch
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werden sie bei jedem Beratungsgesprach verpflichtend gefragt, wie
Nachhaltigkeitskriterien in ihren Anlagen berlcksichtigt werden sollen.

* Die Europaische Zentralbank muss ebenfalls ihren Beitrag zum Klimaschutz leisten. Als
Sicherheiten sollte sie nur noch Vermoégenswerte akzeptieren, die mit unseren
Klimaschutzzielen konform sind.

* Auch fur die 6ffentliche Hand brauchen wir endlich neue Anlagerichtlinien. Die
Pensionen fur die Beamten oder auch fur die Beschaftigten der Bundesagentur fur Arbeit
mussen nach Klimaschutz- und Nachhaltigkeitskriterien angelegt werden. Der Bund kann
dem Markt fir nachhaltige Geldanlagen wichtige Impulse geben. Daflr muss er seine
Investitionen in Kohle-, Ol- und Gas-Konzerne, die Geschafte auf Kosten des Klimas
machen, beenden (Divestment).

7. Klimaschutz in Bildung und Wissenschaft

Wissenschaftliche Erkenntnisse sind fur uns Grundlage politischer Entscheidungen. Sie kommen
aus allen Bereichen: Geistes-, Sozial-, Human-, Wirtschafts- und Naturwissenschaften. Sie
zeigen Lésungsansatze und Entscheidungsalternativen flr groRe gesellschaftliche Probleme,
wie zum Beispiel den menschengemachten Klimawandel, auf. Aktuelle Studien, wie zum Beispiel

zum Schmelzen der Permafrostbdden, zeigen, dass die Klimakrise bereits weiter
fortgeschritten ist als bisher angenommen. Der notwendige Weg, die globale Erhitzung zu
begrenzen, erfordert gesellschaftliche Auseinandersetzung, deren wissenschaftliche
Begleitung sowie eine "Bildung flr nachhaltige Entwicklung" (BNE).

Ernahrungssicherheit, Bevdlkerungswachstum oder Energiewende: keine globale
Herausforderung

lasst sich losgeldst von der Klimafrage bearbeiten. Die Gestaltungsaufgaben fur eine globale
Nachhaltigkeitstransformation sind dabei weder rein wissenschaftlich-technologischer noch
rein gesellschaftlicher Natur. Daher brauchen wir Forschung und Bildung, die Ansatze aus
allen Disziplinen zusammenflihrt, um die Systemfragen und die Schnittstellen zwischen Klima,
Biosphare und sozio-6konomischer Entwicklung zu bearbeiten.

Gleichzeitig entbindet die Dringlichkeit der 6kologischen Krisen uns nicht davon, genau
hinzuschauen und mdgliche Risiken und Konsequenzen im Blick zu haben, wie schon bei der
Atomenergie, deren Gefahren und lange Strahlung jedes verantwortbare Mall menschlicher
Verantwortung Uberschreiten, oder bei der Freisetzung von gentechnisch veranderten
Organismen. Wir werden alle Optionen am Vorsorgeprinzip und dem Prinzip der Umkehrbarkeit
messen: Was kurzfristig hilfreich erscheint, ist untauglich, wenn es in der Folge neue

Probleme schafft. Was Folgen mit sich bringt, die nicht wieder rickgangig gemacht werden
kénnen, ist nicht der richtige Weg, denn er nimmt zuklnftigen Generationen die Freiheit.
Daraus leiten wir die folgenden Forderungen ab:

* Klimagerechtigkeit muss in allen Bildungsinstitutionen (Kitas, Schulen,
Erwachsenenbildungseinrichtungen, berufliche Fort- und Weiterbildung, Hochschulen
etc.) und non-formalen Bildungsorten auf allen Ebenen besser verankert werden. Die
MaBnahmen des Nationalen Aktionsplans Bildung fir Nachhaltige Entwicklung mUssen
zlgig
umgesetzt werden. Wichtig ist auch Menschen die Ziele einer nachhaltigen Entwicklung
(Sustainable Development Goals - SDGs) zu vermitteln. Ausgehend von der zeitlich
bedingten Notwendigkeit, muss Bildung flr nachhaltige Entwicklung deshalb im gesamten
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Bildungs- und Wissenschaftssystem mafigeblich das Grundverstandnis, die Strukturen,
Inhalte und Ziele bestimmen.

Wir wollen MaBnahmen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung in die
landwirtschaftliche Aus- und Weiterbildung aufnehmen, z. B. durch vertiefende Lehre in
der Bodenbiologie. Den Okolandbau wollen wir in vollem Umfang in die Lehre an
Hochschulen und in die landwirtschaftliche Ausbildung integrieren und Forschung an
klimapositiver Landwirtschaft starker fordern.

Um die Pariser Klimaziele zu erreichen, brauchen wir in erheblichem Umfang negative
Emissionen, d.h. wir missen Kohlendioxid aus der Atmosphare zurickholen. Das gelingt
zum einen durch die Speicherung von CO, in den Boden und Waldern, zum anderen
durch

neue Technologien. Solche, die in die biogeochemischen Prozesse der Erde eingreifen,
lehnen wir ab. Bei der Forschung und Erprobung von Geoengineering mussen sich alle
Optionen an den Prinzipien der Vorsorge und der Umkehrbarkeit messen lassen.

FUr ein noch besseres Verstandnis der 6kologischen Herausforderungen braucht es unter
anderem Klima-, Energie-, Vulnerabilitats-, Klimanpassungs- und Akzeptanzforschung,
Forschung zur Zukunft der Arbeit sowie unterschiedlichen Ansatzen in der Wirtschaft
und zur Uberwindung der "Wissens-Verhaltens-Liicke".

Wir brauchen insgesamt mehr Vielfalt in allen Wissenschaftsbereichen. Dabei ist es fur
uns zentral, dass die Wissenschaft frei und unabhangig von Verwertungsinteressen
bleibt. So missen zum Beispiel einige Bundeszuwendungen verstetigt werden.
Anderenfalls werden unvorhersehbare, kreative ldeen und interessanter Dialog verloren
gehen.

Wir wollen bestehende Grenzen zwischen den Wissenschaftsfeldern aufbrechen und trans-

und interdisziplinare Zusammenarbeit unterstitzen, auch in Zusammenarbeit mit der
Zivilgesellschaft. Deshalb setzen wir uns auch daflr ein, gemeinsame Forschung mit
Anwohner*innen sowie lokalen Initiativen in Reallaboren zu ermdglichen.

Offentlich finanzierte Hochschulen und Forschungseinrichtungen haben schon immer
einen

Vorbildcharakter gehabt, was nachhaltige Entwicklung betrifft. Sie missen durch
klimagerechte MalBnahmen insbesondere bei Mobilitadt, eigenem Energiekonsum, Gebaude
und

Beschaffung bis spatestens 2030 klimaneutral sein.

8. Mit Klimaschutz dem landlichen Raum eine Zukunft geben

Das fossile Zeitalter war mit einem Versprechen neuer Freiheit fUr den landlichen Raum
verbunden, das sich nicht erfillt hat. Denn mit dem Siegeszug des Automobils ging ein
Rickzug der Angebote alltaglicher Infrastruktur aus der Flache einher: Immer weitere Wege
zur Arbeit, zu Gesundheitsversorgung, Banken, zum Einkauf, zu Behdérden oder
Freizeitangeboten. Alternativen zum Auto wurden zurickgebaut. Vor allem durch den Ruckzug
der Bahn aus der Flache ist der Nahverkehr vielerorts nicht mehr konkurrenzfahig.
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Kommunikationsorte wie Gastwirtschaften gehen verloren, Dorfkerne verdden, die Gewinnung
von

Arbeitskraften und Auszubildenden scheitert oft am hohen Aufwand fur Mobilitat. Die
Abhangigkeit vom Auto und der Rickzug der Infrastruktur aus der Flache haben dem Land nicht

gut getan. Beides schliel3t alte ebenso wie junge oder Menschen mit geringem Einkommen von
einem Teil des Lebens aus.

Die Energiewende bietet groRe Chancen fur mehr Wertschépfung auf dem Land. Die
Mobilitdtswende bietet groSe Chancen auf eine Wiederbelegung der 6ffentlichen Rdume und auf

mehr Unabhangigkeit vom eigenen Auto. Die Wende in Land- und Erndhrungswirtschaft eréffnet
die Chance auf eine Wiederbelebung regionaler Wirtschaftskreislaufe. Die Klimakrise ist

schon jetzt auf dem Land besonders zu spuren durch Trockenheit, Wassermangel, Brande,
Bodenerosion oder das Absterben unserer Walder.

Der Wandel zu einer klimaneutralen Gesellschaft wird jedoch nur gelingen, wenn alle Menschen
auf diesem Weg mitgenommen werden. Wir missen das Auseinanderdriften der Regionen
stoppen,

das Gefalle zwischen Stadt und Land darf nicht noch gréBer werden. Deshalb muss Klimapolitik
sozial ausgewogen sein und auf die Unterschiede zwischen Ballungsraumen und dem Land
Ricksicht nehmen. Wenn wir es richtig machen, wird Klimaschutz zu einer Starkung des
[andlichen Raums flhren.

Ein relevanter Teil der Landbevdlkerung lebt mit geringen oder durchschnittlichen Einkommen
in groBerem Wohneigentum, heizt mit Ol oder Gas und ist fir Teilhabe und die Grundversorgung

fast vollstandig auf das eigene Auto angewiesen, darunter Uberdurchschnittlich viele altere
Menschen. Die einzelnen Birger*innen sind davon abhangig, dass ihnen 6ffentlicher Nahverkehr

in einer zumutbaren Qualitadt zu bezahlbaren Tarifen bereitgestellt wird.

Die Anschaffung von emissionsfreien Autos, die energetische und barrierefreie Sanierung von
Wohnh&usern und die Umstellung von alten Olheizungen erfordern erhebliche Investitionen.
Trotz hoher Férderungen ist das nicht fur alle ohne weiteres zu stemmen. Daher gehen wir
neue Wege und schaffen Wahimadglichkeiten:

* Der Ausbau von Alternativen zum Auto auf dem Land hat Prioritat: Vergleichsweise
schnell zu reaktivierende Bahntrassen kénnen zum Rickgrat fur einen attraktiven und
bezahlbaren 6ffentlichen Verkehr werden. Die Digitalisierung bietet gerade flr das
Land Chancen auf ganz neue Mobilitdtsangebote: Flexible Rufsysteme, die Integration
des Taxis und von Mitfahrgelegenheiten in den 6ffentlichen Nahverkehr sowie Angebote
fur die letzte Meile von der Haltestelle bis zur Haustlr werden damit leichter
zuganglich.

* Neue Losungen flr den Individualverkehr: Die Digitalisierung erleichtert den Aufbau
von Sharing-Angeboten fir E-Autos, leichte Fahrzeuge und E-Bikes. So kdnnen wir die
Haushalte von den hohen Kosten fir die Haltung oft mehrerer Kraftfahrzeuge entlasten.
Die Entwicklung und Férderung solcher Angebote jenseits des klassischen Nahverkehrs,
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die sich auf dem Land - anders als in Ballungsraumen - nicht ohne weiteres
wirtschaftlich rechnen, gehért fir uns zur Daseinsvorsorge.

* Den Wohnungsbestand zukunftsfest machen: Wir werden gezielte Programme fur die
Sanierung des Eigenheimbestands auf dem Land entwickeln, die neue
Finanzierungsmodelle
fur Hartefalle und systematische Unterstitzung bei der Umsetzung der Sanierung
verbinden.

* Wir wollen faire Bedingungen und gleichwertige Lebensverhaltnisse in Stadt und Land
und die dafar notwendigen KompensationsmalBnahmen aufgrund der raumlich
unterschiedlichen Auswirkungen der CO,-Bepreisung prufen und auf den Weg bringen.

Wir verringern den Zwang zu Mobilitat:

* Neben der Art der Mobilitat wollen wir vor allem die Chancen der Digitalisierung zur
Vermeidung von Verkehr nutzen, etwa durch ein Recht auf Homeoffice, durch die
Vermeidung von Dienstreisen durch Telefonkonferenzen oder den Ersatz von
Behordengangen durch digitale Angebote der Verwaltung.

* Um regionale Wirtschaftskreislaufe wieder zu beleben und die Erndhrungswende
umzusetzen, sind kleine, regionale Lebensmittelverarbeiter wie Muhlen, Backereien oder
Brauereien unverzichtbar. Die kleinen Betriebe der Nahversorgung wollen wir mit
Entlastung von Regulierung, die fur die GroBindustrie geschaffen wurde, und speziellen
FordermaRnahmen flr beispielsweise moderne energieeffiziente Anlagen bei der
Transformation hin zu CO,-neutralen Betriebsprozessen unterstitzen.

* Wir wollen den Rickzug der Alltagsinfrastruktur wie Behdrden, Gesundheitsversorgung,
Banken und Kultureinrichtungen aus dem landlichen Raum stoppen. Dazu gehort die
Forderung mobiler Infrastruktur far solche Dienstleistungen in der Flache, um die
Notwendigkeit fur individuelle Mobilitat zu reduzieren.

9. Soziale MaBnahmen fiir gerechten Klimaschutz

Unter den Auswirkungen der Klimakrise leiden Menschen mit geringen Einkommen mehr als
Menschen mit hohen. Daher ist Klimapolitik immer auch Sozialpolitik. Zugleich ist klar, dass
Preiserh6hungen sozial ausgewogen sein mussen. Wir wollen den Klimaschutz als Gesellschaft
gemeinsam und fair miteinander gestalten und die Auswirkungen der klimapolitischen
MaBnahmen

auf soziale Bedingungen, auf die Verteilung der Einkommen, der Vermdgen und der Chancen in
unserem Land regelmafig analysieren, um im Bedarfsfall weitere konkrete MaBnahmen zu
entwickeln. Die notwendige Transformation der Wirtschaft kann nur gelingen, wenn sie
Okologisch und gleichzeitig sozial ist. Die 6kologische Frage ist auch immer eine soziale

Frage.

Der Klimaschutz wird in zahlreichen Branchen zu einem Strukturwandel fihren. Wir wollen die
klimapolitischen MaBnahmen durch eine aktive und vorausschauende Industrie-, Arbeits- und
Sozialpolitik begleiten. Fir besonders betroffene Branchen wollen wir mit Wissenschaft,
Gewerkschaften und Unternehmensverbanden Transformations- und Ersatzstrategien
entwickeln.

In besonders betroffenen Regionen streben wir frihzeitig gezielte strukturpolitische
MaBnahmen an, um vor Ort neue Arbeitsplatze zu schaffen.
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Wir stellen sicher, dass die Menschen von dkologisch-sozialer Modernisierung profitieren:

* Aus den Einnahmen der CO,-Bepreisung finanzieren wir jahrlich ein Energiegeld, das
alle Einwohner*innen am Jahresanfang erhalten. Es steigt mit dem CO,-Preis an. Da
Menschen mit niedrigem Einkommen in der Regel weniger CO, produzieren, profitieren
sie
uberdurchschnittlich davon. Die Uber die Absenkung der Stromsteuer hinausgehenden
Einnahmen der CO,-Bepreisung schitten wir vollumfanglich aus. Dieses Energiegeld

erhalt jede*r in derselben Hohe und es wird nicht auf Transferleistungen angerechnet.
AuBRerdem flhren wir ein wirksames Monitoring Uber die sozialen Folgen der
KlimamaBnahmen ein. Wir wollen den Sozialstaat so besser machen, soziale Harten sollen

vermieden werden, denn dkologischer und sozialer Aufbruch kénnen Hand in Hand gehen.

» Kaufpreispramien mussen in niedrigeren Preissegmenten héher sein als in teureren
Preissegmenten.

* Wir wollen Energiearmut in Deutschland bekampfen und Stromsperren verhindern, von
denen besonders haufig Menschen mit geringem Einkommen oder in schwierigen
Lebenslagen
betroffen sind. Wo Menschen mit geringem Einkommen keinen Einfluss auf die
energetischen Zustand ihrer Wohnung haben, weil sie weder die Sanierung durchsetzen
konnen noch eine Auswahl am Wohnungsmarkt haben, wird ein Klimazuschuss zum
Wohngeld
in einer Ubergangsphase auch bei einem schlechten energetischen Zustand des
Wohngebaudes gewahrt.

» Bei der Gebaudesanierung wollen wir ein Klimawohngeld einfihren und so fur
Mieter*innen mit kleinem Einkommen warmmietneutrale Modernisierungen erméglichen.

* Gute Bezahlung und gerechte Entlohnung bilden mit die Basis fur 6kologische
Kaufentscheidungen. Wir wollen das Tarifvertragssystem starken, den Mindestlohn
erhdhen, Wege aus den Minijobs und dem Niedriglohnsektor ebnen und eine bessere
Bezahlung der sozialen Berufe durchsetzen.

* Beim Strukturwandel wollen wir die Beschaftigten unterstitzen. Weiterbildung und
Qualifizierung sind dabei entscheidend. Wir wollen ein Recht auf Weiterbildung
einfuhren, die Beratung vor Ort verbessern und vernetzen sowie eine sozial gerechte
Weiterbildungsforderung schaffen. Die Arbeitslosenversicherung wollen wir zu einer
Arbeitsversicherung weiterentwickeln.

* Um Beschaftigte zu unterstlitzen, die aufgrund eines klimaschutzbedingten
technologischen Wandels absehbar neue Qualifikationen bendétigen, schlagen wir ein
Klimaqualifizierungsgeld vor. Dies kommt insbesondere solchen Unternehmen zugute, die
auf Grund ihrer GréBe und ihres Umsatzes nicht ohne weiteres einen eigenen
Qualifizierungsfonds einrichten kdnnen. Voraussetzung flr den Bezug des
Klimaqualifizierungsgeldes ist ein gemeinsam zwischen den Betriebspartnern erstellter
Business- und Qualifizierungsplan, der klar regelt, welche MalRnahmen fir den
Klimaschutz getroffen und welche Qualifikationen durch die Beschaftigten erworben
werden mussen.

* FUr Regionen, die besonders von der Transformation betroffen sind, braucht es gezielte
Hilfe. Daher unterstitzen wir den ,Just Transition Fund“ auf EU-Ebene und wollen die
beihilferechtlichen Vorgaben in Sinne gerechter Transformation weiter entwickeln.

* Um soziale Harten im Zuge des Kohleausstieges zu vermeiden, missen im
Kohleausstiegsgesetz bzw. im Strukturstarkungsgesetz arbeitsmarkt- und
qualifizierungspolitische Mallinahmen sowohl fur die direkt als auch fur die in der
Zuliefererindustrie indirekt vom Braunkohleausstieg betroffenen Beschaftigten
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enthalten und mit entsprechenden Finanzmitteln hinterlegt sein. Zugleich miussen die
Vorbereitungen zur nachhaltigen sozialen Absicherung alterer Beschaftigter,
insbesondere in Form des Anpassungsgeldes, gerade auch im Haushalt unverzuglich
eingeleitet werden.

* Wir mussen sicherstellen, dass Menschen nicht zum Arbeiten verpflichtet werden, wenn
sie durch extreme Hitze ihre Gesundheit und ihr Leben gefahrden. Deswegen wollen wir
fur hitzebedingte Arbeitsausfalle ein Hitzegeld einfihren, das den Beschaftigten 60
Prozent ihres Nettogehaltes garantiert.

Alle Menschen sollen Zugang zu bezahlbarer Mobilitat haben. Bahn und OPNV sind
Bereiche der Daseinsflursorge. Der Umstieg auf OPNV und Bahn muss attraktiver werden
durch gunstige Preise, einfache Abwicklung und bequeme Verknupfung mit P+R fur
Fahrten

aus entlegenen Gebieten. Uber Sozialtickets und unseren Mobilpass sorgen wir dafiir,
dass Bahnfahren und OPNV gerade fir Menschen mit niedrigen Einkommen bezahlbar
sind.

Wir wollen die Stromkostenpauschale aus dem Hartz-1V-Regelsatz herauslésen und
jahrlich dynamisieren, sodass Kostensteigerungen beim Strompreis nicht zu einer
Unterdeckung des Regelsatzes fuhren. Weitere Kostensteigerungen, die sich aus dem
Klimaschutz ergeben, mussen in die Anpassung der Satze miteinbezogen werden.
Menschen,

die keine weitere Belastung schultern kénnen, durfen auch nicht starker belastet
werden.

10. Anpassung an das Unvermeidbare

Anpassung ist keine Alternative zur Minderung von Treibhausgasen. Jedes Zehntel Grad
Erderwarmung macht einen Unterschied, wie heftig die Auswirkungen der Klimakrise in den
nachsten Jahrzehnten sein werden. Daher kommt es auch auf jede eingesparte Tonne CO, an.

Doch auch bei einer Begrenzung der globalen Erhitzung auf deutlich unter zwei Grad, selbst
bei 1,5 Grad werden die Auswirkungen der Klimakrise deutlich splUrbar sein. Eine Anpassung
daran ist unvermeidlich. Die Zunahme der Extremwetterereignisse wie Durren oder die
Extremniederschlage der vergangenen Jahre haben gezeigt, worauf wir uns einstellen mussen.

Zur Abmilderung der Auswirkungen der Klimakrise und zur Bewaltigung des Unvermeidbaren
braucht Deutschland einen Aktionsplan, der Klimaschutz und Klimaanpassung miteinander
verbindet. Damit werden Menschen, Stadte, Umwelt und Natur widerstandsfahiger gegen die
Folgen der Klimakrise gemacht und kénnen einen gréeren Beitrag zur Minimierung der
Klimakrise leisten. Im Zentrum dabei steht flr uns ein nationaler Klimafolgenanpassungsfonds
in Hohe von zwei Milliarden Euro, mit denen wir die schlimmsten Auswirkungen der Klimakrise
begrenzen wollen. Folgende Schritte sind aus unserer Sicht schon jetzt unerlasslich:

* Beim Stadte- und Wohnungsbau mussen wir fur Hitzeschutz sorgen. Schon heute liegen
die
Temperaturen in GroBstadten wie Koéln, Stuttgart oder Berlin im Sommer teilweise zehn
Grad Uber denen des Umlandes. Menschen kdnnen nachtelang nicht schlafen und
arbeiten
in klimatisierten Raumen. Wir brauchen einen Stadte- und Wohnungsbau, der die
Entwicklungen der Klimakrise berucksichtigt. Statt BetonwUsten braucht es mehr Baume,
Wasser- und Grunflachen sowie Frischluftschneisen in unseren Stadten, denn sie wirken
wie Klimaanlagen. Wir streben eine Flachenkreislaufwirtschaft an, indem wir
verbindliche Budgets fur die Neuversiegelung von Flachen definieren und auf die
Kommunen herunter brechen. Jede Neuinanspruchnahme als Siedlungs- und
Verkehrsflache
muss von AusgleichsmafRnahmen im Umfeld begleitet sein, wobei die entsiegelte Flache
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nicht kleiner als die neu versiegelte sein darf und vier junge Baume einen alten Baum
ersetzen. Den Kommunen wollen wir Instrumente in die Hand geben, um bei
Neuversiegelungen im Umfeld AusgleichsmaRnahmen wie Entsiegelungen und
Baumpflanzungen

durchzusetzen, etwa durch stadtebauliche Vertrage mit Bautragern. Mit finanziellen
Mitteln missen Projekte fir mehr Stadt- und Fassadenbegriinung, Schattenflachen,
Hauserdammung sowie Kiuhlung durch Kaltespeicher und erneuerbar betriebene
Warmepumpen

in den Wohnungen, aber auch begriinte Fassaden und hellerer StraBenbelag gefordert
werden. Das ist gut fur die Gesundheit der Menschen, die Luft und das Klima.

Um unsere Stadte fit flr die Klimakrise zu machen, wollen wir sie zu Schwammstadten
umbauen. So wird das Regenwasser gespeichert, wo es anfallt, um es in Trockenperioden
zu nutzen. Damit werden wertvolle Ressourcen geschitzt und die Infrastruktur an immer
extremere Starkwetterereignisse angepasst.

Wir wollen Betroffene entschadigen. Derzeit sind nur 40 Prozent der Hauser in
Deutschland gegen Elementarschaden versichert und gerade in den von Hochwasser
gefahrdeten Gebieten werden Versicherungen gar nicht mehr angeboten oder sind kaum
finanzierbar. Neben angemessenen Versicherungsldsungen fur die Betroffenen ist ein
zusatzlicher Fonds flr unbirokratische und ztgige Entschadigungszahlungen aufzulegen
far Menschen, deren Existenz bedroht ist. Zudem sollen regionale Landkarten erstellt
werden, auf denen absehbare Gefahrdungslagen kartiert sind. Die Ausweisung von
Neubaugebieten in Uberschwemmungsgebieten werden wir beenden.

Wir wollen den Gesundheitsschutz erh6hen. Im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts ist
die Zahl von Todesfallen aufgrund von Herzkrankheiten wahrend der Hitzewellen deutlich
angestiegen. Besonders betroffen sind Sauglinge, Kleinkinder und altere Menschen. Das
Bundesgesundheitsministerium rechnet bis zum Ende des Jahrhunderts mit einer um den
Faktor drei bis funf erh6hten Todesrate durch Hitzewellen. Hinzu kommen Folgeprobleme
wie eine massive Zunahme von Allergien, da sich etwa die Pollenflugsaison in den
vergangenen 30 Jahren bereits um zehn bis zw6If Tage verlangert hat. Fir Warnsysteme,
bessere Behandlungsmoglichkeiten von klimabedingten Krankheiten sowie Hitze-
Aktionsplane muss Geld bereitgestellt werden. Die Aktionsplane sollten eine

koordinierte Kommunikation von Tipps und Verhaltensweisen fir die Bevdlkerung bei
Extremwetterereignissen beinhalten. Uber eine bundesweite Beratungstelefonnummer
sollen Informationen zur Vermeidung hitzebedingter Gesundheitsschaden abgerufen
werden

kénnen.

Wir wollen einen bundesweiten Hitzeaktionsplan verabschieden. Damit schitzen wir die
Bevolkerung vor hitzebedingten Gesundheitsschaden.

Wir wollen die Landwirtschaft anpassen und die Forschung fur robuste Anbausysteme
intensivieren, damit Landwirt*innen die Herausforderungen der Klimakrise meistern
kénnen. Entschadigungen sowie Forderprogramme fur technische Lésungen bekampfen
nur

die Symptome, sparen aber die erforderlichen Anderungen im System sowohl auf dem
Acker

als auch in der Tierhaltung aus. Vielfaltige Fruchtfolgen, angepasste Sorten und
humusreiche Bdden kdnnen Trockenstress und Klimawandel besser trotzen als
Monokulturen. Alternative Forschung und Anbaumethoden mussen deutlich starker
gefordert werden.

Wir wollen gesunde Béden fordern: Viele Regionen werden in den nachsten Jahren mit
Trockenheit zu kampfen haben. Umso wichtiger, dass der Boden gesund und geschutzt ist
- mit genigend Humus, um ausreichend Wasser zu speichern. Wir werden den
Humuserhalt

und -aufbau von Béden durch Umwandlung ungeeigneter Acker in Griinland sowie die
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Ausweitung agrardkologischer Methoden wie Agroforstsysteme, Mischkulturen, weite
Fruchtfolgen und eine ganzjahrige Bodenbedeckung fordern.

* Wir wollen Flachen entsiegeln. Versiegelte Flachen heizen die Umgebung nicht nur
unnotig auf, sondern kénnen auch kein Regenwasser aufnehmen. Letzteres fuhrt zu
Uberschwemmungen. Deshalb braucht es ein Programm zur Wiederherstellung
geschadigter
und versiegelter Boden in ihre natirliche Funktion als CO,- und Wasserspeicher.

» Baume stellen Kohlenstoffsenken dar. Deshalb sind Agroforstsysteme unabdingbar flr
eine klimagerechte Landwirtschaft. Auch wollen wir den Baumstand (Vorratsfestmeter) im
Wald erhéhen und durch Begrinung stadtischer Umgebungen und entlang von
Verkehrswegen
steigern.

Wir wollen Walder vor Branden schitzen. Ganz besonders wichtig ist
Waldbrandpravention. Dazu gehdren Vorsorgemalnahmen wie Schutzstreifen und
Waldbrandriegel sowie den nachhaltigen Umbau der Walder insbesondere nach
Sturmschaden

von Monokultur-Nadelwaldern hin zu artenreichen Mischwaldern. Diese sind weniger
brandgefahrdet und zudem ein Gewinn fur die Artenvielfalt. Dartberhinaus ist eine
Waldbrandstrategie gefordert. Fur den Fall groRer Waldbrande braucht es
bundeslanderltbergreifende Katastrophenplane, ausreichende Spezialisten und eine gute
Ausrustung zum Beispiel mit Loschflugzeugen.

Wir wollen vor Hochwasser schitzen. Hochwasserschutz ist mehr als Deiche bauen. Mit
Blick auf die mittlerweile alle paar Jahre hereinbrechenden Jahrhunderthochwasser ist
eine prioritare Finanzierung des 6kologischen Hochwasserschutzes tberfallig. Dazu
gehort, den Flussen wieder mehr Raum zu geben sowie eine Reaktivierung von Auen
entlang von FlUssen. Auch braucht es Hochwasserkonzepte flr Stadte, die aufgrund ihrer
massiven Versiegelung nicht fur extreme Niederschlage geristet sind.

11. Klimaschutz kennt keine Grenzen

Auch wenn sich dieser MaBnahmenplan vor allem auf die national notwendigen Anstrengungen
konzentriert, so ist doch vollig klar: Unser Beitrag zum Paris Abkommen ist europaisch und
muss global gedacht werden. Wir moéchten die deutsche EU-Ratsprasidentschaft 2020 dafur zu
nutzen, innerhalb der EU und im Kontext der G20 auf eine Ambitionssteigerung und
beschleunigte Umsetzung der Beitrage zum Paris Abkommen hinzuwirken. Deshalb wollen wir
konsequenten Klimaschutz im eigenen Land umsetzen und gleichzeitig Klimaschutz in anderen
Teilen der Welt unterstitzen. Deshalb machen wir den Klimaschutz, den Ausbau erneuerbarer
Energien und die Anpassung an Folgen des Klimawandels zu einem Schwerpunkt der AulSen-,
Entwicklungs- und AuBenwirtschaftspolitik und wollen den Aufbau eines internationalen
Finanzierungsmechanismus fur klimabezogene Schaden und Verluste unterstitzen, der durch
die

Verursacher finanziert wird

Von der Klimakrise betroffen sind weltweit zuerst jene, die die Klimakrise nicht verursacht
haben und sich am wenigsten vor den Auswirkungen schitzen kénnen: Menschen, besonders
Frauen, in den Landern des Globalen Stdens. Wir unterstlitzen die armsten Staaten beim
Klimaschutz und bei der Anpassung an Klimaveranderungen. Insbesondere mit Schwellen- und
Entwicklungslandern bauen wir Klimapartnerschaften auf und verstarken die klimapolitische
Zusammenarbeit.
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Wir setzen uns daflr ein, dass die Menschen in Entwicklungs- und Schwellenlandern, die
besonders von der Klimakrise betroffen sind, solidarische und koordinierte Hilfe der
Staatengemeinschaft erhalten. Daflr férdern wir systematisch Klimarisikoanalysen und ein
Klimarisikomanagement. Ansatze auf internationaler Ebene missen die Umsetzung der
Menschenrechte, etwa der Rechte auf Nahrung, Wasser oder Gesundheit, beférdern und die
Bevdlkerung vor Ort miteinbeziehen. Lokal Betroffenen muss die notwendige Umsiedlung in
Wdarde garantiert werden, Menschen, die ihre Heimat aufgrund der Klimakrise verlassen,
brauchen internationalen Schutz.

* Wir werden uns in den internationalen Klimaverhandlungen daflr einsetzen, das Pariser
Klimaabkommen zu einem internationalen Regime weiterzuentwickeln, das von den
Staaten
maoglichst verbindliche Ziele einfordert, Vergleichbarkeit und Transparenz der
Zieleinhaltung sicherstellt und die Nichteinhaltung sanktioniert. Dies soll zuerst auf
EU-Ebene passieren.

* Wir werden uns daflr einsetzen, dass internationale Klimaverhandlungen durch eine
bessere Einbindung von zivilgesellschaftlichen Akteur*innen gerade aus dem Globalen
Suaden transparenter und partizipativer durchgeflihrt werden. Vor allem muss die
Beteiligung von Frauen an Verhandlungen ausgebaut werden.

* Wir werden uns daflr einsetzen, dass die im Rahmen des Pariser Klimaabkommens
anstehenden regelméaRigen finfjahrlichen Uberpriifungen (,.global stocktakes“) der
nationalen Klimaschutzbeitrage (NDCs) tatsachlich dazu flhren, dass die Klimaziele
aller Staaten angemessen erhéht werden. Dafir muss sich der Uberprifungsprozess am
aktuellen Stand der Wissenschaft zur Begrenzung der Erderhitzung auf deutlich unter
zwei Grad, mdglichst 1,5 Grad und an Kriterien der globalen Klimagerechtigkeit
orientieren. Damit die erste Runde der Zielerh6hung funktioniert, ist es entscheidend,
dass Deutschland sich daflir einsetzt, dass die EU ihr unzureichendes 2030-Ziel von
derzeit minus 40 auf minus 65 Prozent Emissionsreduktion erhéht und fristgerecht 2020
bei der UN einreicht. Gleichzeitig werden wir die Unterstitzung von Landern fur die
Umsetzung und Verbesserung von NDCs in Foren wie der NDC-Partnerschaft deutlich
ausbauen.

* Die Industrielander haben zugesagt, die Entwicklungslander ab 2020 mit jahrlich 100
Milliarden US-Dollar bei Klimaschutz und Anpassung an die Folgen der Klimakrise zu
unterstltzen; der gerechte Anteil Deutschlands daran waren etwa zehn Milliarden
Dollar. Doch wir wissen bereits heute, dass diese Summen nicht reichen werden. Wir
werden uns daher dafur einsetzen, dass Deutschland in einem ersten Schritt jahrlich
zehn Milliarden Euro aus o6ffentlichen Mitteln fur internationale Klimafinanzierung
bereitstellt, mit denen dann auch weitere private Mittel mobilisiert werden kénnen.
Zusatzlich soll Deutschland auch seine Zahlungen erhéhen, um die anderen nachhaltigen
Entwicklungsziele zu erreichen.

* Die Koalition der Finanzminister*innen fur Klimaschutz soll bis Mitte 2020 ein
ambitioniertes Programm fUr die Ausrichtung der globalen Finanzstrome an den Zielen
des Pariser Klimaabkommens vorlegen. Wir setzen uns daflr ein, dass Deutschland in
dieser Koalition eine Fihrungsrolle einnimmt und die beschlossenen MaBnahmen auch im
Kontext der G20 konsequent vertritt. Das heifst mit gutem Beispiel voran zu schreiten,
und sofort konkrete Schritte einzuleiten, alle klimaschadlichen Subventionen abzubauen
und alle klimabedingten Geschaftsrisiken konsequent offen zu legen.

* Deutschland sollte die strategische Klima-Allianz mit den 48 von der Klimakrise
besonders betroffenen Entwicklungslandern, die sich zu 100 Prozent erneuerbaren
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Energien und Netto-Nullemissionen verpflichtet haben, ausbauen, damit sie diese Ziele
sobald wie moglich erreichen.

Internationale Allianzen der Regionen, wie zum Beispiel die ,Under2Coalition”, werden
wir starken und ausbauen, um auch in jenen Staaten den Klimaschutz voranzubringen, die

derzeit Schlusslicht in der internationalen Klimapolitik sind. Dadurch starken wir

auch die Zusammenarbeit mit subnationalen Akteuren in allen Landern und halten die Tur
fur Lander wie die USA offen, wenn sie sich zur Rickkehr zum Pariser Abkommen
entscheiden.

Wir setzen uns flur ressortubergreifende strategische Partnerschaften mit den grofSen
Schwellenlandern fur klimafreundliche Investitionsoffensiven in Mobilitat, Energie,
Digitalisierung, nachhaltige Stadtentwicklung und Schlisselindustrien wie Stahl oder
Zement ein.

* Wir werden die Kriterien fUr die internationale Zusammenarbeit zugunsten
klimaneutraler Investitionen andern und dafur sorgen, dass jede Art fossiler
Technologie nicht mehr Uber Exportkredite oder Burgschaften abgesichert werden kann,
wenn sie nicht im Einklang mit den Zielen von Paris steht. Dies soll auch fur
multilaterale sowie nationale Entwicklungsbanken gelten. Mit Schwellenlandern,
insbesondere China, wollen wir an der nachhaltigen Ausrichtung von
Infrastrukturinvestitionen arbeiten. Erfahrungen und Techniken flr die schnellere
Dekarbonisierung wollen wir mit den Vorreitern unter den Industrienationen
austauschen.

* Wir mussen uns in Europa und global dafir einsetzen, dass Klima-Aktivist¥innen,
zivilgesellschaftliche Organisationen und Umweltwissenschaftler*innen nicht
kriminalisiert und bedroht werden.

* Flr das Jahr 2050 werden 100 bis 150 Millionen Menschen auf der Flucht prognostiziert
- allein aufgrund der Klimakrise, wenn sie ungebremst fortschreitet. Wir missen unsere
humanitare Hilfe massiv erhéhen, uns auf Katastrophen bedingt durch die Klimakrise
einrichten und uns intensiver mit dem Recht auf Klimaflucht auseinandersetzen. Wir
unterstitzen Entwicklungslander im Rahmen der Agenda 2030 dabei, der Klimakrise
entgegenzuwirken, damit die Menschen ihre Lebensgrundlagen nicht verlieren. Und wir
helfen ihnen dabei, nétige Umsiedlungen durch Klimakatastrophen bewaltigen zu kénnen.

[1] Laurent Fabius, Chefverhandler der Klimakonferenz in Paris und damaliger franzdsischer
AuBenminister

[2] Im weiteren Text verkurzt als CO,.

[3]https://www.scientists4future.org/stellungnahme/fakten/

4]https://www.umweltrat. haredD Downl DE/04 Stellungnahmen
2016_2020/2019_09_Brie-
-f Klimakabinett.pdf? bl icationFil

[5] Annahme: Bei einem Temperaturanstieg von maximal 1,75° C und einer Wahrscheinlichkeit
der Zielerreichung von 67 Prozent; mit einer Wahrscheinlichkeit von 40 Prozent sogar 1,5° C
Erderhitzung.

Seite 40


https://www.scientists4future.org/stellungnahme/fakten/
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2016_2020/2019_09_Brief_Klimakabinett.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2016_2020/2019_09_Brief_Klimakabinett.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2016_2020/2019_09_Brief_Klimakabinett.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2016_2020/2019_09_Brief_Klimakabinett.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2016_2020/2019_09_Brief_Klimakabinett.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2016_2020/2019_09_Brief_Klimakabinett.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2016_2020/2019_09_Brief_Klimakabinett.pdf?__blob=publicationFile&v=5

	Handeln – und zwar jetzt! Maßnahmen für ein klimaneutrales Land
	Antragstext


